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16. Jahrgang 


Nach dem Abbau der,: ampfmaßnahmen 


Am 8. Auguſt iſt von den Vertretern Danzigs und 


Polens ein Protokoll unterzeichnet worden, durch das 


der Währungs- und Zollkonflikt der beiden Staaten auf das 
ruhigere Gleis der Verhandlungen gelenkt werden konnte. 
Der Kanflikt hatte durch das aggreſſive Vorgehen der 
pölnifchen Regierung eine bedenkliche Verſchärfung erfahren. 
Nachdem nämlich durch Verordnung des polniſchen Handels» 
miniſters vom 18. Juli die Danziger Zollverwaltung für die 
polniſche Einfuhr außer Tätigkeit geſetzt worden war, ohne 
daß für dieſe Maßnahme ſtichhaltige Gründe angeführt 
werden konnten, ſah ſich der Senat der Freien Stadt am 
1. Auguſt zu entſprechenden Gegenmaßnahmen gezwungen. 
Durch die Verordnung vom 18. Juli war Danzig in eine 
ungemein ſchwierige Lage geraten. Die polniſche Einfuhr 
über den Danziger Hafen war lahmgelegt. Für den 
Danziger Hafen beſtimmte Schiffe löſchten ihre Waren in 
Gdingen. Die Danziger Handels- und Speditionsfirmen 
erlitten ſchwere finanzielle Verluſte; ſie bereiteten ſich z. T. 
bereits darauf vor, ihre Gdingener e auszubauen 
oder 9 in den polniſchen Nachbarhafen überzuſiedeln. 
Auch die Ausfuhr Danziger Waren nach Polen mußte bei 
der völlig undurchſichtigen und ſchwankenden Rechtslage ins 
Stocken geraten; polniſche Firmen wagten nicht mehr, 


Waren ihrer Danziger Geſchäftsfreunde zu übernehmen, 


nachdem es verſchiedentlich vorgekommen war, daß ſolche 
Waren von den polniſchen Behörden mit Beſchlag belegt 
wurden. Polen ſprang mit den geltenden Mirtſchafts⸗ 
verträgen nach Gutdünken um; es brach die Veſtimmungen, 
die ihm bei der Verfolgung ſeiner angeblich wirtſchaftlichen, 
in Wirklichkeit aber politiſchen Ziele im Wege ſtanden, und 
erhob dabei gegen Danzig täglich von neuem den Vorwurf, 
daß dieſes die Verträge verletze. 


Die Grundlagen des Danziger Wirtſchaftslebens waren 
in einem Maße bedroht wie noch nie. Die Verſorgung der 
Danziger Vevölkerung mit den lebensnotwendigen Dingen 
des käglichen Bedarfs war gefährdet. Um ſie ſicherzuſtellen, 
verfügte der Senat am 1. Auguſt die zollfreie Ein⸗ 
fuhr von Schweinen, Butter und Eiern, Roggen und 
Futtermitteln, Obſi, Arzneien uſw., Brennmaterialien und 
allen durch die Poſt hereinkommenden Waren. Damit war 
für dieſe Waren die Zollgrenze zwiſchen dem Reich und 
Danzig praktiſch beſeitigt, wenn auch formell nicht auf— 
gehoben. Es lag auf der Hund, daß der Freien Stadt keine 
andere Wahl blieb, als auf dieſem Wege weiterzuſchreiten, 
wenn Polen feine aggreſſive Verordnung vom 18. Juli auf: 
rechterhielt oder gar an eine weitere Verſchärfung feiner 
Maßnahmen ging. Das war nicht der Fall. In! Warſchauer 
Außenminiſterium war man klug genug, zu erkennen, daß 
ſich die polniſchen Wirtſchaftsreſſorts in der 
Wahl der Mittelvergriffen und eine Entwicklung 
ausgelöſt hatten, die, wenn nicht rechtzeitig eingelenkt wurde, 
ſo oder ſo die — politiſche Revifionsfrage wieder akut 
machen mußte. Auf der anderen Seite hatte man in Danzig 
den polniſchen Partner hinreichend kennen gelernt, um zu 
wiſſen, daß er — ganz abgeſehen von den ſachlichen 


Momenten — großen Wert darauf legt, mit einem, wenn 
auch nur ſcheinbaren, Preſtigegewinn aus der Affäre zu 


kommen. 


So weit die unmittelbare Vorgeſchichte des Protokolls 
vom 8. Auguſt! Durch dieſes iſt ſowohl die polniſche 
Zollverordnung vom 18. Juli, die ſich bereits 
ſchädlich auf die Wirtſchaft der Freien Stadt ausgewirkt 
hatte, wie auch die Danziger Verfügung vom 
1. Auguſt, deren praktiſche Durchführung eben erjt. ein- 
geſetzt hatte, wieder aufgehoben worden. Für 
Danzig bedeutet dieſer raſche Umſchwung zwar einen Erfolg, 
zumal von polniſcher Seite die Zuſicherung gemacht worden 
iſt, daß das Hafenabkommen vom 5. Auguft/18, September 
1933 weiterhin die rechtliche und tatſächliche Grundlage des 
Danziger Hafenverkehrs bleiben ſoll. Aber der Streit— 
1 iſt durch die Aufhebung der beider- 

eitigen Maßnahmen noch nicht beendet. 
Polen führt den Kampf gegen die Danziger Währung jetzt 
unter veränderten Umſtänden weiter. Es hat aus dein 
Konflikt mit einer gewiſſen Stärkung ſeiner währungs— 
politiſchen Stellung in Danzig hervorgehen können. In 
einem Zuſatzprotokoll iſt nämlich feſtgelegt worden, daß „im 
Intereſſe der polniſchen Wirtſchaft“ die Erhebung der 
Zollabgaben in Danzig in Zloty erfolgen 
ſoll, ſolange die Danziger Guldenbewirt⸗ 
ſchaftung nicht aufgehoben iſt. Erſt wenn das 
der Fall iſt, ſoll die Erhebung der Zollabgaben in Danzi 
wieder nach den Veſtimmungen des Artikels 205, Abſatz! 
des Warſchauer Abkommens von 1921, d. h., je nach Wahl 
des Zollpflichtigen, in Gulden oder in Zloty erfolgen. Da 
es ſich bei der Danziger Guldenbewirtſchaftung nur um eine 
vorübergehende Maßnahme handelt, die als ſolche von 
Polen jetzt ausdrücklich anerkannt worden iſt, iſt die aus— 
ſchließliche Verwendung des Zloty bei der Erhebung der 
Zollabgaben in Danzig nach dem eindeutigen Wortlaut des 
Zuſatzprotokolls gleichfalls nur als vorübergehende 
Erſcheinung zu werten. Die polniſchen Preſſeſtimmen, 
die bereits von einer „Sicherſtellung der Währungseinheit 
auf dem geſamten Zollgebiet“ oder oon der Herabminderung 
des Guldens zu einer bloßen „Lokalwährung“ ſprechen, 
verſuchen alſo, der eben erſt getroffenen Vereinbarung eine 
Ausdeutung zu geben, die mit deren Sinn und Wortlaut 
zweifellos nicht übereinſtimmt. Danzig hält nach wie 
vor an ſeiner eigenen Währung grundſätz⸗ 
lich und in vollem Umfange feſt. 


Die polniſchen Ausdeutungsverſuche laſſen aber er— 
kennen, daß Polen jetzt im Verhandlungswege das zu 
erzwingen gedenkt, was es durch feine ſchroffen Kampf- 
maßnahmen nicht zu erreichen vermachte. Der Abbau der 
Kampfmaßnahmen hat die weitgehenden Mei⸗ 
nungsverſchiedenheiten, die zwiſchen der Danziger 
und der Warſchauer Regierung beſtehen, durchaus nicht 
beſeitigt. Dieſe beginnen ſchon bei der Frage nach dem 
Verhandlungsthema an ſich. Polniſcherſeits vertritt man 
den Standpunkt, daß in den Verhundlungen der Geſamt— 
komplez der Danziger Währungsmaßnahmen von Tage 
nach der Guldenabwertung, alſo vom 2. Mai ab, aufgerollt, 
alſo auch die Frage der Danziger Währung als ſolcher zur 
Debatte geſtellt werden müſſe. Die Danziger Auffaſſung 
aber geht dahin, daß der Ausgangspunkt der 
Verhandlungen der Zuſtand zuſein hat, der 
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unmittel bar vor dem Erfa 5 der poln iſch en 


Zollverordnung, alſo nach der Einführung 
der Guldenbewirtſchaftung, in Danzig be⸗ 
ſtand, daß demgemäß die Selbſtändigkeit der Danziger 
Währung nicht Gegenſtand, ſondern ſelbſtverſtändliche Veo r⸗ 
ausſetzung der Verhandlungen zu ſein hat. Daran 
ändert auch die Tatſache nichts, daß von Danziger Seite 
in einer mündlichen Zuſatzerklärung zum Protokoll vom 
8. Auguſt für den Bedarfsfall die Aufnahme von Be— 
ſprechungen zwiſchen den Leitern der 
beiderfeitigen Notenbanken zugeſagt worden 
iſt. Derartige Beſprechungen haben fi), wenn fie ſich als 
notwendig erweiſen ſollten, lediglich auf die Auswirkungen 
der Danziger Guldenbewirtſchaftung auf den polniſchen 
Tranſitverkehr und den Danzig⸗polniſchen Warenverkehr, 
nicht aber auf die Frage einer Währungs⸗ 
vereinheitlichung zuerſtrecken. Diele Frage iſt 
eine politiſch e. Es beſtehen Zuſicherungen von polniſcher 
Seite, keine politiſchen Maßnahmen gegen Danzig zu 
ergreifen. 

Es bleibt noch die außenpolitiſche Bilanz des durch die 
polniſche Zollverordnung provozierten Konfliktes zu ziehen. 
Drei Punkte ſind hier zu erwähnen. Erſtens: In Frank⸗ 
reich, aber auch in den nationaldemokratiſchen Kreiſen 
Polens hatte man offenſichtlich gehofft, daß über dem Kon⸗ 
5 5 mit Danzig das normale Verhältnis 

olens zu Deutſchland in die Brüche gehen werde. 
»Der Gang der Dinge hat diefe Kreiſe ſichtlich enttäuſcht. 
Die Nationaldemokraten, die der Verordnung 
ihrer Regierung vom 18. Juli voller Genugtuung zugeſtimmt 
hatten, ſind über die wieder etwas friedlicher gewordene 
Atmoſphäre anſcheinend verſchnupft. Sie ſollten aber 
begreifen, daß Deutſchland das von ihm losgeriſſene 
Danzig niemals dem Zugriff feindlicher Gewalt preisgeben 
kann. Solange man ſich auch im Brühlſchen Palais der 
Einſicht in dieſe Zuſammenhänge des Danziger Problems 
micht verſchließt, beſteht von dieſer Seite her für das 
deutſch⸗polniſche Verhältnis keine Gefahr. Zweitens: Auf 
polniſcher Seite hatte man während des Konfliktes vielleicht 
auch gehofft. daß die ungemein ſchwierige Lage, in die 


Politiſche Wiſſenſchaft 


Seit Jahren nimmt das hiſtoriſche Schrifttum in der 
politiſchen Publiziſtik Polens einen breiten Raum ein. Das 
gilt für zahlloſe Einzelſchriften. Es gilt ebenſo für halb⸗ 
amtliche Stellen und ſolche, die mit reichen amtlichen Mitteln 
arbeiten, wie beſonders das Baltiſche Inſtitut in 
Thorn und das Schleſiſche Inſtitut in Katto⸗ 
witz. Die Vertiefung des geſchichtlichen Denkens gehört als 
weſentlicher Teil zu der ſyſtematiſchen geiſtigen Erziehung 
des polniſchen Volkes. Ihr Ziel iſt ein Selbſtbewußtſein, 
das nicht nur in dem neuen polniſchen Staate und ſeiner 
jungen Geſchichte wurzelt, ſondern ein ganzes Jahrtauſend 
polniſcher Geſchichte als Quell der Volkskraft betrachtet. 
Nicht minder aber wird die Geſchichte auch für das außen- 
politiſche Denken und die außenpolitiſche Zielſetzung ver⸗ 
wandt. Bei dem engen und notwendigen Zuſammenhang 
von Geſchichte und Politik iſt es wohl zu verſtehen, daß die 
polniſche Geſchichtswiſſenſchaft aus der Gegenwart zahlreiche 
Anregungen empfing. Aber das Weſen der Geſchichts⸗ 
ſchreibung wird verfälſcht, ſobald ſie in den Dienſt der 
polifiichen Propaganda tritt. 

Um fo auffälliger ift es, daß in den verfchiedenen 
Schriftenreihen des Baltiſchen Inſtitutes die hiſtoriſchen 
Themen ſtets einen breiten Raum einnehmen. Hatte man 
ſich zunächſt auf die geſchichtlichen Beziehungen Polens zur 
Oſtſee und die Geſchichte Pommerellens konzentriert, ſo iſt 
in den letzten Jahren das Intereſſe für Oſtpreußen mehr 
und mehr in den e getreten. Das gilt für alle 
Gebiete, auf denen das Baltiſche Inſtitut literariſch tätig 
iſt, ganz beſonders für die Wirtſchaftspolitik. Es gilt ebenſo 
für die Geſchichte. Die polniſche Oſtpreußen⸗ 
literatur wurde im Jahre 1932 zum erſten Male in l eine 
eindeutige politiſche Richtung gelenkt, als der damalige 
Weſtmarkenverein, der jetzige Weſtverband, ein Buch „Oſt⸗ 
preußen. Vergangenheit und Gegenwart“ herausgab. Die 
Abſicht des Buches beftand darin, daß den deutſchen Hoff- 
nungen auf eine Reviſion der Korridorgrenzen propagan⸗ 
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Danzig durch die Zollverordnung vom 18. Juli geriet, die 
innerpolitiſche Oppoſition zu einem noch feindlicheren Ver⸗ 
halten gegen die nationalſozialiſtiſche Regierung hinreißen 
werde. Aber auch hier kam es anders. Es kann mit Ge⸗ 
nugtuung feſtgeſtellt werden, daß die Regierung der Freien 
Stadt bei ihrer Abwehr des polniſchen Angriffs der Zu— 
ſtimmung der geſamten deutſchen Bevölkerung Danzigs 
ſicher ſein konnte. Drittens: Es war während des Kon⸗ 
fliktes gelegentlich davon die Rede, daß ſich unter Umſtänden 
wieder wie früher der Völkerbundsrat in die 
Danziger Frage werde einſchalten müſſen. Es hat ſich jedoch 
gezeigt, daß keine der beiden Parteien Wert darauf legt, 
die umſtändliche Maſchinerie der Genfer Inſtitution in An⸗ 
ſpruch zu nehmen. Die vor zwei Jahren von der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Regierung eingeleitete Politik der direkten 
Verſtändigung hat ſich auch in dieſem Falle bewährt. 


Vorausſetzung für einen normalen Verlauf der Verſtän— 
digungsaktion iſt allerdings, daß Danzig und Polen ein: 
ander als gleichberechtigte Partner betrachten, daß 
jeder Teil, indem er Rechte fordert, auch feine Pflich⸗ 
ten nicht leugnet. Danzig hat einigen Anlaß, in dieſer 
Hinſicht an der Gutwilligkeit ſeines polniſchen Partners zur 
e General Rydz-Smigly hat kürzlich auf der 

agung der Legionäre davon geſprochen, daß Polen weder 
das ganze Kleid, noch auch einen Knopf dieſes Kleides her⸗ 
geben werde. Es iſt ſeitdem in der polniſchen Preſſe zu einer 
beliebten Gewohnheit geworden, von dem „Danziger 
Knopf am polniſchen Kleide“ zu ſprechen. Dieſe 
Preſſe will damit wohl zum Ausdruck bringen, wie überlegen 
ihr das große Polen dem kleinen Danzig gegenüber erſcheint. 
Doch iſt die Tatſache, daß dieſer Vergleich mit dem Knopf 
in Polen zu einem geflügelten Wort werden konnte, noch 
in anderer Hinſicht beachtlich: Früher zog man es vor, 
von Danzig als von der „Lunge Polens“ zu ſprechen: 
heute hat man es ſchon zu einem Knopf degradiert. Nun: 
ohne Lunge kann man nicht leben, durch den Verluſt eines 
Knopfes aber wird das Daſein nicht in Frage geſtellt. In 
Deutſchland nimmt man dieſe abgewertete Bedeutung 
Danzigs für Polen mit Intereſſe zur Kenntnis. Dr. K. 


im Baltiſchen Inſtitut 


diſtiſch entgegengearbeitet werden ſollte. Daher iſt das in 
dieſem Bande zuſammengetragene Material auch den 
Arbeiten franzöſiſcher Hiſtoriker zugrunde gelegt worden, die 
ihre Pariſer Vorträge unter dem Titel „La Pologne et la 
Prusse orientale” (Problèmes politiques de la Pologne con- 
temporaine, Band 4) in Paris veröffentlichten. Der Zweck 
dieſer Schriften und der darin durchgeführten Frageſtellung 
wurde in dem Oſtpreußenbuche des Polniſchen Weſtmarken⸗ 
vereins in die Worte gefaßt: „Es gibt in Europa kein 
Problem Pommerellen, ſondern ein Problem Oſtpreußen.“ 
Indem man zu beweiſen ſuchte, daß nicht die Abſchnürung 
Oſtpreußens vom Reich durch Pommerellen, ſondern die 
Exiſtenz Oſtpreußens als eines Teils des Reiches einen 
politiſchen Unruheherd in Europa ſchaffe, ſuchte man von der 
Pommerellenfrage abzulenken. n „ 

Eine ſolche Propaganda Polens war in der politiſchen 
Lage des Jahres 1932 immerhin zu verſtehen. Aber das 
Inkereſſe für Oſtpreußen iſt auch heute geblieben, ja inner⸗ 
halb der hiſtoriſchen Publiziſtik des ltiſchen Inſtituts 
treten die Oſtſeethemen hinter dem Thema Oſtpreußen 
geradezu auffällig zurück. Nachdem im vergangenen Jahre 
der Wilnger Hiſtoriker Staniſlaw Zajaczkowſki 
einen „Abriß der Geſchichte des Deutſchen Ordens in 
Preußen“ in der in großen Maſſen und in mehreren 
Sprachen verbreiteten „Baltiſchen Taſchenbücherei“ des 
Baltiſchen Inſtituts hatte erſcheinen laſſen, bringt dieſes jetzt 
die erſten Hefte einer umfangreichen Geſchichte Oſt⸗ 
preußens heraus. Von dem erſten Bande derſelben, der 


acht Beiträge umfaſſen ſoll, ſind drei erſchienen, die bischen 


themen aus der Geſchichte Altpreußens, bzw. des preußiſchen 
Ordensſtaates behandeln. Hein ri Lo wmianfti 
(Wilna) behandelt das „Heidniſche Preußen“, der Poſener 


Hiſtoriker Kaſimir Tymieniecki „Die polniſche Miſſion 
ein Nreußen und die Berufung der Kreuzritter“ und Stani⸗ 
flaw Jajaczkowſki. „Die Eroberung Preußens und 


feine Koloniſation durch die Kreuzritter“. 


Alle drei Verfaſſer dürfen als bekannte polniſche Ge⸗ 
lehrte angeſehen werden. Lowmianſki behandelt die Ge⸗ 
ſchichte der altpreußiſchen Stämme bis zum 13. Jahrhundert, 
alſo bis zur Ankunft des Deutſchen Ordens nach Preußen, 
und zwar zunächſt die Vorgeſchichte und die politiſchen und 
kulturellen Beziehungen zu ſeinen Nachbard, zu Normannen, 
Polen, Ruſſen und Litauern, und ſodann das Innenleben in 
der Zeit unmittelbar vor der Ankunft des Deutſchen Ordens. 
Im Anſchluß daran behandelt Tymieniecki die polniſchen 
Chriſtianiſierungsverſuche in Preußen vom heiligen Adalbert 
(geſt. 997) an. Er ordnet die Chriſtianiſierung Preußens 
durch den Deutſchen Orden, mit deſſen Ankunft in Preußen 
er ſchließt, in die univerſalen Kräfte der Zeit ein und nimmt 
für die polniſchen Herzöge nur ein geringes Maß ſelbſtän⸗ 
diger politiſcher Initiative an. Zajaczkowſki endlich unter⸗ 
ſcheidet die eigentliche Eroberung Preußens als die ſtaatliche 
Rahmengebung und die Beſiedlung des Landes als innere 
Erfüllung dieſes Rahmens. 


Während ſich Tymieniecki ſtreng in den Grenzen wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Darſtellung und Auseinanderſetzung hält, wobei 
er auch die Frage einer Urkundenfälſchung durch den Deut⸗ 
ſchen Orden durchaus kritiſch behandelt, verraten die anderen 
beiden Beiträge recht ausdrücklich den eigentlichen Zweck 
dieſer neuen Schriftenreihe. In beiden ſpielt die Darſtellung 
des Einfluſſes des polniſchen Elementes auf das 
alte Preußen eine große Rolle. Lowmianſki behandelt aus⸗ 
110 die kulturellen und politiſchen Einflüſſe Polens auf 

ie heidniſchen Preußen, und Zajaczkowſki behandelt die 
polniſche Einwanderung in den Ordensſtaat in unverhältnis⸗ 
mäßiger Ausführlichkeit gegenüber der deutſchen Koloniſie⸗ 
rung. Er faßt das Ergebnis der von ihm geſchilderten 
eſchichtlichen Vorgänge in die Worte zuſammen: „Der Er— 
folg der bewaffneten Eroberung und der Koloniſation 
Preußens durch die Ordensritter war die künſtliche Schaf— 
fung einer deutſchen Baſtion an den Ufern der Oſtſee inner⸗ 
halb ſlawiſcher und baltiſcher Völker, die, wie ſie es in der 
Vergangenheit war, ſo auch heute die Quelle zahlreicher 
Verwicklungen und politiſcher Schwierigkeiten iſt.“ Es wird 
alſo der preußiſche Ordensſtaat als eine unnatürliche ge— 
ſchichtliche Schöpfung hingeſtellt. Was dem Verfaſſer als 
„natürlicher Zuſtand“ vorſchwebt, läßt ſich daraus leicht 
erſchließen. 


Lowmianſki zeichnet die Entwicklung der preußiſchen 
Stämme bis zu dem Punkte, an dem er die Ausbildung 
monarchiſcher Verfaſſungsformen als nächſten Schritt an— 
nimmt, der infolge des gewaltſamen Eingriffes des 
Deutſchen Ordens unterblieben ſei. Er erwägt abichliegend 
die verſchiedenen Möglichkeiten, die aus den geſchichtlichen 
Vorausſetzungen zu Beginn des 13. Jahrhunderts ſich hätten 
ergeben können, und ſchließt ſeine Arbeit mit den Worten: 
„Eher können wir annehmen, daß der Orden nur zum 
Hindernis der vollſtändigen kulturellen und ſprachlichen 
Aſſimilation Preußens an Polen wurde. Die obigen Folge⸗ 
rungen erlauben ſogar, über die eventuellen Schickſale einer 
unabhängigen preußiſchen Monarchie zu urteilen: geſtützt 
auf die polniſche Kultur und in beträchtlichem Maße auf ein 
ethniſch kernpolniſches Element, wäre es keine leichte Sache 
geweſen, eine längere Zeit hindurch die politiſche Selbſtän— 
digkeit gegenüber dem polniſchen Staate zu behaupten.“ 


Die Gedanken, die in dieſen erſten Beiträgen aus» 
geſprochen werden, treten in dem Plan des ganzen Werkes 
über die Geſchichte Oſtpreußens noch deutlicher hervor. Der 
erſte Band über den Ordensſtaat ſoll unter anderem auch 
einen beſonderen Beitrag über die preußiſche Oppoſition 
gegen den Orden und den Aufſtand von 1454 enthalten, da 
dieſes Thema zur Behandlung bevölkerungspolitiſcher 
Fragen beſonders geeignet ſcheint — aber nur ſcheint. 
Der zweite Band nimmt dann die Geſchichte des Herzogtums 
Preußen und die oſtpreußiſche Geſchichte bis 1919, ſowie die 
Wirtſchafts⸗, Kirchen-, Kultur- und Kriegsgeſchichte Oſt⸗ 
preußens in Ausſicht. Der Schlußband endlich ſtellt auch 
thematiſch gewiſſermaßen das Ziel dar, auf das ſchon die 
Darſtellung der erſten beiden Bände hinſtrebt. Unter dem 
Titel „Das polniſche Element und polniſche Verfaſſungs⸗ 
und Kultureinflüſſe in Oſtpreußen“ ſoll er das Ermland und 
das Marienburger Land behandeln, die Entſtehung und die 
erſten Jahrhunderte der maſuriſchen Koloniſation, die Sied⸗ 
lungsentwicklung und Geſchichte der Muſuren in Oftpreußen 


bis zum 17. Jahrhundert, die Geſchichte der maſuriſchen 
Bevölkerung in Oſtpreußen vom 17. bis zum 20. Jahr⸗ 
hundert, die Verfaſſungseinflüſſe Polens auf das Herzogtum 
Preußen, die kulturellen Beziehungen zwiſchen Polen und 
dem Herzogtum Preußen, den Einfluß der polniſchen Kunſt 
auf das Herzogtum Preußen und endlich Schlußbemerkungen 
„Oſtpreußen und Polen im Verlauf ihrer Geſchichte“. 


Das ganze Werk ſtellt ſich alſo zwei Hauptaufgaben: 
es ſoll einmal das deutſche Lebensrecht Oſt⸗ 
preußens geſchichtlich in Frage geſtellt werden, indem 
ſeine Grundlage, der preußiſche Ordensſtaat, als „künſtlich 
und gegen die natürliche und organiſche Entwicklung 
gerichtet“ hingeſtellt wird, und ebenſo das heutige Oſt⸗ 
preußen als „unorganiſch“, als ein „Fremdkörper in natür- 
lichen Beziehungen“, angeſehen wird. Sodann aber wird 
der Anteil des polniſchen Elementes in der Ge⸗ 
ſchichte und der Gegenwart Oſtpreußens als möglichſt 
umfangreich dargeſtellt, wohl in der Abſicht, hier die Anſatz⸗ 
punkte für eine künftige Entwicklung aufzuweiſen, die an 
den von Lowmianſki bezeichneten Abbruchſtellen zu Beginn 
des 13. Jahrhunderts wieder anknüpfen könnte. 


Die Tendenz, die dem Oſtpreußenbuch von 1932 zu- 
grunde lag, hat ſich alſo in dieſen neuen Veröffentlichungen 
des Baltiſchen Inſtituts zur oſtpreußiſchen Geſchichte kaum 
geändert. Das Niveau iſt gegenüber jener Schrift des 
Weſtmarkenvereins höher, der wiſſenſchaftliche Ernſt größer, 
die Mitarbeiter find ſorgfältiger ausgewählt. Aber un- 
verkennbar ſchimmert durch den Plan des ganzen Werkes 
und die bisher vorliegenden Beiträge die politiſche 
Programmatik hindurch, die vor 1933 ver⸗ 
ſtändlich war, ſeitdem aber keine Berechti⸗ 
gung mehr hat. 


Daß ſie im Baltiſchen Inſtitut offenbar doch noch eine 
beträchtliche Rolle ſpielt, geht aus einem weiteren Schriftchen 
hervor, das in der Baltischen Taſchenbücherei des Inſtituts 
erſchienen iſt. Der Krakauer Univerſitätsdozent Jozef 
Feldman ſtellt den „Polniſch-deutſchen Gegenſatz in der 
Geſchichte“ dar. Er behandelt nach einem kurzen Ueberblick 
über allgemeine deutſch⸗polniſche Gegenſätze auch die freund⸗ 
ſchaftlichen Beziehungen, die ſich etwa durch die oſtdeutſche 
Koloniſation oder durch die liberale Polenliteratur in 
Deutſchland im 19. Jahrhundert ergaben. Dann aber trennt 
Feldman begrifflich Deutſchtum und Preußentum 
und ſchildert nun, daß zwar nicht das deutſche Volk als 
Ganzes, wohl aber „der verruchte, auch in Deutſchland ver— 
haßte preußiſche Staat“ die geſchichtliche Urſache eines 
deutſch⸗polniſchen Gegenſatzes ſei. Bezeichnend find die 
grundſätzlichen Anſchanungen des jüdiſchen Verfaſſers. 
Unter den Polenfreunden nennt er die Juden Börne, Blum 
und Karl a Die Republik Polen und der branden⸗ 
burgiſch⸗preußiſche Staat find für ihn geſchichtliche Anti- 
theſen, Polen iſt „das klaſſiſche Land der Freiheit“, Preußen 
dagegen die Verkörperung der ſtarken Gewalt, die das ſoziale 
Element den Intereſſen des Staates unterordnet, das „Land 
des brutalen Deſpotismus und Militarismus“. 


Sich hier mit dieſer Auffaſſung des polniſchen und des 
preußiſchen Staatsprinzips auseinanderzuſetzen, hat keinen 
Zweck. In ſeinen Schlußworten weiſt Feldman ſelbſt auf die 
Wandlung in den deutſch-polniſchen Beziehungen hin. Aber 
kann man ſie gleichzeitig ehrlich begrüßen, indem man das 
Thema des deutſch-polniſchen Gegenſatzes in der Ge— 
ſchichte behandelt? Preußentum und Deutſchtum 
ſind weder in der Geſchichte noch als Be⸗ 
griffe zutrennen. Wenn der Verfaſſer ſie in Gegen⸗ 
ſatz ſtellte, ſo tat er es, um ſich die Behandlung ſeines 
Themas auch heute zu ermöglichen, Doch wenn die Gegen- 
wart dem Geſchichtsſchreiber fruchtbare Anregungen gibt, ſo 
ſollten es wichtigere und gegenwartsnähere Themen fein als 
gerade der Gegenſatz Deutſchlands und Polens in der 
Geſchichte. H—8. 


Mit dem Seedienſt 
nach Oſtyteußent 
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Ein Landesverräter ift geſtorben 


Am 2. Auguſt ſtarb in Paris Hellmuth (genannt 
Hello) von Gerlach im Alter von 69 Jahren. Es hat 
unter den zahlreichen Größen zweifelhaften Formats, die 
das Weimarer Syſtem dem deutſchen Volke beſchert hatte, 
wohl keinen gegeben, deſſen Name von den deutſchen Oſt⸗ 
märkern mit größerer Erbitterung und Verachtung aus⸗ 

eſprochen wurde, wie der Name Hello von Gerlach. 
underttauſende deutſcher Poſener vor allem haben niemals 
vergeſſen, was die kalte Bosheit dieſes doktrinären 
Pazifiſten ihnen angetan hal. Wenn es ſonſt nichts gegeben 
hätte, was geeignet war, die Kritik der deutſchen Oſtmärker 
am Weimarer Syſtem herauszufordern, — die eine 
Tatſache, daß es dem Verräter und Henker ihrer Poſener 
Heimat erlaubt war, bis zur nationalſozialiſtiſchen Re⸗ 
volution in Deutſchland eine Rolle zu ſpielen, wäre Grund 
genug für ſie geweſen, ſich den Kräften im Innerſten ver⸗ 
bunden zu fühlen, die das Weimarer Syſtem bis zur völligen 
Vernichtung bekämpften. Gegenüber einem Manne, der 
während des Krieges ſeine enage Aufgabe darin erblidie, 
dem kämpfenden Heere feinen Rückhalt in der Heimat zu 
nehmen, der es ſich in der Zeit des Zuſammenbruchs zum 
Ziel geſetzt hatte, den Polen eine deutſche Pro⸗ 
vinz in die Hände zu ſpielen, der ſich dann von 
den Feinden des Reiches als notoriſcher Denunziant und 
rofeſſioneller Landesverräter aushalten ließ, — einem 
olchen Manne gegenüber kann auch der Tod nichts Ber- 
ſöhnendes haben. 


Ueber die erbärmliche Rolle, die Hello von Gerlach in 
der Belt geipien hat, in der er als Mann der Demokratiſchen 
Partei Unterſtaatsſekretär im Preußiſchen 
Miniſterium des Innern und als ſolcher Bearbeiter 
der polniſchen Fragen war, iſt viel geſchrieben worden. An 
einiges ſei noch einmal erinnert. Nach einer eidlichen Aus⸗ 
ſage vor dem Amtsgericht Lichterfelde hat Gerlach einem 
Vertreter der Poſener Deutſchen, der zu ihm, als dem ver⸗ 
antwortlichen Manne im Miniſterium, gekommen war, um 
die Möglichkeiten einer vorbeugenden Abwehr des heran⸗ 
nahenden polniſchen Aufſtandes zu erörtern, folgendes 
Globe „Was wollen Sie denn! Die Kulturträger in jenen 

ebieten ſind die alten polniſchen Edelleute, nicht aber die 
chwäbiſchen Bauernlümmel, die in den letzten dreißig 

hren dort von deutſcher Seite angeſetzt worden ſind! 
Hello von Gerlach hat das Beſtehen einer polniſchen 
Angriffsabſicht gegenüber allen Warnungen und Mah⸗ 
nungen von verantwortungsbewußter deutſcher Seite 


geleugnet. Er hat den Polen geradezu unter Einſatz ſeiner 
amtlichen Stellung die Wege zum Aufſtand geebnet und 
ihnen die Tarnung ihrer Abſichten erleichtert. Und unter 
Verächtlichmachung alles Preußiſchen hat er die polniſchen 
Gebietsanſprüche gegen das Lebensrecht deutſcher Volks⸗ 
genoſſen gefördert. Am 19. November 1918 kam er nach 
Poſen, um ſich über die dortige Lage zu „orientieren“. Er 
lehnte es ab, ſich mit den Wortführern der Deutſchtums⸗ 
organiſationen in Verbindung zu ſetzen. Er unterließ es, 
den hohen deutſchen Verwaltungsbeamten, mit denen er 
Beſprechungen hatte, poſitive Anweiſungen zum Schutze der 
Deutſchen zu geben. Aber er konferierte auch mit den 
Führern des polniſchen Lagers; und es genügt hier wohl, 
an das zu erinnern, was einer der polniſchen Aufſtändiſchen, 
Z. Wieliczka, in ſeinem Buche „Von der Prosna bis 
Rawitſch“ über den „perſönlich wohlwollenden Standpunkt“ 
des Unterſtaatsſekretärs mitgeteilt hat: „die Konferenz 
mit von Gerlach am 19. 11. 1918 hatte eine grund⸗ 
ſätzliche Bedeutung für die Organiſation der polniſchen be⸗ 
waffneten Kräfte im preußlioen Teilgebiet und war der 
Wendepunkt in der Tätigkeit der Gruppe 
der Anhänger des bewaffneten Auf⸗ 
ſt andes. .. Mitte Dezember war Gerlach noch einmal 
in Poſen. Was er mit den polniſchen Führern in nüchternem 
und betrunkenem Zuſtand beſprochen hat, iſt nicht bekannt. 
Bekannt iſt aber, daß er nach ſeiner Rückkehr nach Berlin 
dort die Verſicherung abgab, daß in Poſen alles in Ordnung 
ſei und auf polniſcher Seite niemand daran denke, den Ent⸗ 
ſcheidungen der Friedenskonferenz vorzugreifen. Bekannt 
iſt auch, daß wenige Tage darauf der polniſche Aufſtand 
losbrach. 

Nichts von alledem iſt vergeſſen und nichts iſt e 
Vergeſſen iſt auch nicht, daß Hello von Gerlach im Verein 
mit feinen Geſinnungsgenoſſen von der „Deutſchen Friedens- 
geſellſchaft“ für franzöſiſche und tſchechiſche Beſtechungs⸗ 

elder jeden Verſuch einer Aktivierung der deutſchen Wider⸗ 
tandskräfte gegen das Verſailler Diktat denunzierte. Seine 
„Welt am Montag“ war ein Organ des ſyſtematiſch be— 
triebenen Landesverrates. Er wußte, warum er nach der 
nationalſozialiſtiſchen Revolution Deutſchland verließ. Er 
pref nach Paris, wo er zu den Mitarbeitern der Emigranten 
reſſe vom Schlage des „Pariſer Tageblattes“ gehörte, das 
ort der emigrierte Jude Georg Bernhard herausgibt. In 
der Wohnung des Pazifiſten Bo Wilhelm Förſter 
une ein Herzſchlag dem Leben des Landesverräters ein 
nde. 


Der Antiſemitismus in Polen 


Immer wenn in Deutſchland die Judenfrage an 
Aktualität gewinnt, fängt man auch in Polen an, ihr eine 
größere Beachtung zu ſchenken. Die Regierungskreiſe ver⸗ 
meiden es allerdings nach wie vor, an dieſe ihnen peinliche 
Frage zu rühren. Peinlich iſt ſie ihnen einmal, weil ſie 

raktiſch keine Möglichkeit ſehen, ſie ohne tiefgreifende Er⸗ 
chte rungen u töfen, dann aber wohl auch, weil fie ſelber 
mit jüdiſchen Kreiſen ſo ſtark verfilzt ſind, daß ſie nicht von 
ihnen loskommen können. Um ſo eifriger beſchäftigen ſich 
die Nationaldemokraten mit dem Judenproblem. at 
man den Eindruck, daß für ſie der im polniſchen Volke ſtets 
lebendige Antiſemitismus häufig nichts anderes iſt als ein 
Mittel, der Regierung Schwierigkeiten zu machen. Das 
Zutrauen, daß ſie wirklich brauchbare Vorſtellungen davon 
haben, wie ſich die Judenfrage in Polen löſen läßt, kann man 
zu den Nationa'demofraten nicht haben. Sie ſehen in der 
Judenfrage zunächſt einmal ein ſoziales Problem. Sie 
ſtellen feſt, daß die ungeſunde Ueberſetzung des Handwerker⸗ 
und Kaufmannsſtandes mit Juden namentlich in den mittel⸗ 
und oſtpolniſchen Landesteilen das Hochkommen eines 
a de r polniſchen Mittelſtandes erſchwert oder 
völlig verhindert. Und weiter neigen ſie dazu, die Juden⸗ 
has von der konfeſſionellen Seite her zu betrachten. 

aſſenpolitiſche Ueberlegungen treten hinter ſozialen 
und konfeſſionellen Geſichtspunkten zurück. Das raſſen⸗ 
e Denken wird den Nationaldemokraten, noch mehr 
aber den Chriſtlichen Demokraten, durch die klerikalen 
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Bindungen denen ſie ſich verſchrieben haben, erſchwert. 


Es fehlt dieſen 1 noch die innere Freiheit, die not⸗ 


wendig iſt, um die Sprache der Tatſachen dem Zwang des 
Dogmas überzuordnen. Dazu kommt als drittes Element, 
das einen wirklichen Durchbruch raſſenpolitiſchen Denkens in 
dieſen Kreiſen behindert, daß ſie es bisher nicht fertig⸗ 
gebracht haben, ſich von der geiſtigen und kulturel⸗ 
len Vormundſchaft Frankreichs, alſo eines 
Landes zu löfen, in deſſen herrſchenden Schichten es ein 
lebendiges Raſſenbewußtſein nicht gibt. Und ſchließlich 
werden ſie auch durch ihre eingeſchworene Feindſchaft 
gegen Deutſchland noch recht häufig dazu verleitet, 
an der Judenpolitik des Dritten Reiches herumzumäkeln, 
anſtatt ſie als ein Auftriebselement ihrer antijüdiſchen 
Propaganda zu nutzen; die Kritik an Deutſchland erſcheint 
ihnen oft noch wichtiger als die Betätigung ihrer anti» 
ſemitiſchen Geſinnung. 

Immerhin kommt es des öfteren auch vor, daß 
führende Köpfe der Nationaldemokraten dieſe Hemmungen 
überwinden. So ſchrieb Prof. Stanislaus Kozicki vor 
kurzem im „Warszawski Dziennik Narodowy“: „Die Ent⸗ 
fernung der Juden aus dem Leben der europäiſchen 
Nationen iſt nicht nur nachahmenswürdig, ſondern dient 
auch den polniſchen Intereſſen, weil ſie die Juden politiſch 
ſchwächt. Diejenigen, denen in dieſer Hinſicht Zweifel auf⸗ 
kommen, mögen ſich in den Ländern Europas umſchauen, 
wo man die Juden in den Mittelpunkt des nationalen 


Lebens ftellt und die eigenen Volksgenoſſen als die größten 
Feinde behandelt. Ich bitte zu entſcheiden: Welcher Staat 
iſt kulturell höherſtehend und menſchlicher, derjenige, der den 
Juden nicht nur Rechte, ſondern ſogar Privilegien gibt, ſie 
als gute Bürger anſieht und ſeine eigenen Söhne, die einen 
anderen politiſchen Glauben bekunden, beiſeite ſchiebt, oder 
derjenige, der die Juden von ſich ſchiebt und ſich bemüht, die 
eigenen Söhne in einer unzerreißbaren Einheit zuſammen⸗ 
zuſchließen?“ . 

Das polniſche Volk ift, trotzdem oder vielmehr gerade 
weil es ſeit Jahrhunderten in enger Nachbarſchaft mit den 
Maſſen des Oſtjudentums zu leben gezwungen iſt, in ſeinem 
innerſten Weſen antiſemitiſch. Aber es hat ihm immer an 
Führern in ſeinem gegen die jüdiſche Ueberfremdung gerich⸗ 
teten Abwehrkampfe gefehlt. Auch hat ſich angeſichts der 
dicht gedrängten Maſſen, in denen das Judentum in den 
mittel-, ſüd⸗ und oſtpolniſchen Gebieten vielfach ſitzt, eine 
zwar judenfeindliche, aber doch fataliſtiſche Einſtellung zu 
der Judenfrage breitgemacht, eine Einſtellung, die zwar das 
Peinliche und Gefährliche der Anweſenheit mehrerer 
Millionen jüdiſcher „Mitbürger“ erkennt, deren Vorhanden⸗ 
ſein aber als ein hiſtoriſch gewordenes, unvermeidliches 
Uebel anſieht. 6 j 3 . 

Eine gewiſſe Aktivität iſt in dieſer Hinſicht jedoch 
in den ehemals preußiſchen Gebieten vor⸗ 
handen. Auch in Poſen und Pommerellen haben vor zwei 
und drei Menſchenaltern, als Erbe aus der Zeit des alt⸗ 
polniſchen Reiches, noch eine dichtgedrängte Maſſe jüdiſcher 
Bewohner gehabt. Dieſe haben aber, als die jüdiſch⸗liberale 
Politik in Preußen einſetzte, vor allem ſeit der Gründung 
des Deutſchen Reiches, in hellen Scharen dieſe Provinzen 
verlaſſen, um anderswo ein einträglicheres Fortkommen 
u ſuchen. Die damals dort noch zurückbleibenden 

uden haben es dank des wirtſchaftlichen Aufſtieges, den 
dieſe Gebiete im Verbande des Deutſchen Reiches erlebten 
und der ihrer ſpezifiſchen „Geſchäftstüchtigkeit“ eine freie 
Entfaltungsmöglichkeit bot, im allgemeinen zu Wohlſtand 
gebracht, der ihnen vielfach den Eintritt in die deutſche 
bürgerlich⸗liberale Geſellſchaft geebnet hat, — was dem 
eiſtigen Geſicht dieſer Schicht manche nicht eben vorteilhafte 
Züge aufgeprägt hat. Dieſe im Lande verbliebenen Juden 
ſind in der Umſturzzeit nach dem Kriege im Zuge der 
deutſchfeindlichen Politik der neuen polniſchen Landesherren 
nationaldemokratiſcher Geſinnung bis auf geringe Reſte aus 


Neuer Vorſtoß gegen 


Im Juli wurde vor dem Pleſſer Gericht eine aufſehen⸗ 
erregende Klage gegen den Fürſten von Pleß ver: 
handelt. Zwei Kleinpächter hatten gegen den Fürſten auf 
Herabſetzung des Pachtzinſes und Rückzahlung des angeblich 
u viel gezahlten Zinſes geklagt. Die Kläger ſtützten ſich 
dabei auf das polniſche Ackerpacht⸗Schutzgeſetz 
vom 31. Juli 1924, durch das der höchſtzuläſſige Pacht⸗ 
ins je Hektar auf den Gegenwert von 150 Kilogramm 

oggen feſtgeſetzt wurde. Die Kläger argumentierten nun 
folgendermaßen: Der Gegenwert von 3 Zentner Roggen, 
alſo der Pachtzins je Hektar, betrage bei Boden erſter Klaſſe 
21 Zloty oder je Morgen 5,25 Zloty. Da im Kreiſe Pleß 
der Ackerboden faſt ausnahmslos zur vierten Klaſſe gehöre, 
Stiel die Pacht je Morgen nur 3,50 Zloty betragen. Das 
Pleſſer Gericht folgte der Beweisführung der Kläger und 
verkündete ein Urteil, durch das der Pachtzins je Morgen 
auf 3 Zloty herabgeſetzt und der Fürſt von Pleß, bzw. die 
Zwangsverwaltung verpflichtet wird, die zu viel gezahlte 
Pacht auf die kommenden Jahre anzurechnen. 

Es handelt ſich hier um ein ganz ungeheuerliches Urteil, 
das typiſch für die politiſche Rechtſprechung polniſcher 
Gerichte iſt. Als Kläger traten vor Gericht zwar nur zwei 
Pächter auf. Als Intereſſenten aber ſtanden in dieſem 
Prozeß 6968 Kleinpächter, die insgeſamt über 3600 Hektar 
fürſtliches Land gepachtet haben, hinter den Klägern. Das 
muß man ſich vergegenwärtigen, um den eigentlichen poli⸗ 
tiſchen Sinn des Urteils zu begreifen. Faſt 7000 
Kleinpächter, die mit ihren Angehörigen 
mehrere Zehntauſend Menſchen ausmachen, 
N durch dieſes Gerichtsmanöver gegen 

en Fürſten von Pleß groben Stils de werden. 


Es iſt ein Seelenkauf ganz großen Stils, der hier von 


dem Lande hinausgedrängk worden. Poſen und Pommes 
rellen (bei Oſtoberſchleſien liegen die Verhältniſſe ihnlich) 
waren nach dem Umſturz die judenreinſten Gebiete des 
polniſchen Staates. Sie ſind es auch heute noch. Aber ſeit 
Jahren ſchon iſt eine ſtarke Zuwanderung oſt⸗ 
jüdiſcher Elemente in die weſtpolniſchen 
Gebiete (und nach Oſtoberſchleſien) aus den übrigen 
Landesteilen Polens im Gange. Die dortigen Polen haben 
ſich zwar nicht als fähig erwieſen, dieſen unerwünſchten 
Zuzug fernzuhalten, aber ſie ſind gegenüber dieſem raſſiſchen 
Fremdkörper, weil ſie an ein Zuſammenleben mit 15 nicht 
gewohnt ſind, weit empfindlicher als die Polen jenſeits der 
alten deutſch⸗ruſſiſchen Grenze. Daher gehen denn auch die 
antiſemitiſchen Strömungen, die ſich in Polen bemerkbar 
machen, im weſentlichen von den ehemals deutſchen Gebiets⸗ 
teilen aus. 

Vor allem hat Oſtoberſchleſien ſchwer 
unter dem jüdiſchen Zuzug zu leiden. Von 
hier nahm denn auch im Jahre 1933 der Verſuch, eine 
antiſemitiſche Partei ins Leben zu rufen, ihren Ausgang. 
Dieſer Verſuch iſt jedoch bald wieder an der Unzulänglichkeit 
der leitenden Leute und am Widerſtande der Regierung 
eſcheitert, die ſich auf innerpolitiſchem Gebiet von jüdiſchen 
inflüffen nicht freizuhalten vermag. In letzter Zeit hat 
ſich ein neues Anwachſen der judenfeindlichen Aktivität be⸗ 
merkbar gemacht. Daß jüdiſche Händler verprügelt, jüdiſche 
Geſchäfte demoliert, anmaßend auftretende Juden mit 
Brachialgewalt in die ihnen geziemenden Schranken ver— 
wieſen werden, das iſt in Polen niemals eine Seltenheit 
geweſen. Man liebt es aber nicht, von ſolchen Vorkommniſſen 
ein großes Aufſehen zu machen. Und das Ausland 
weiß wenig davon. Dieſe häufigen Vorkonimniſſe laſſen 
immerhin erkennen, daß in der Maſſe des polniſchen Volkes 
die pſychologiſchen Vorausſetzungen eines konſequenten und 
organiſierten Abwehrkampfes gegen die Juden durchaus 
vorhanden ſind. Aber es fehlt, wie geſagt, noch an einer 
geeigneten Führung, und es fehlt noch die entſprechende 
Einſtellung der regierenden Kreiſe. Ohne das Vorhanden— 
ſein einer volkstümlichen Führung in dieſem Kampfe und 
ohne das ordnende Eingreifen einer ſtarken Regierung iſt 
es nicht möglich, an eine Regelung der Judenfrage in Polen 
zu denken. Bis dahin werden auch die Aeußerungen der 
antiſemitiſchen Grundſtimmung der Bevölkerung immer nur 
lokale Bedeutung behalten. 


den Fürſten von Pleß 


polniſcher Seite betrieben wird, und der ſich formgerecht 
in die übrige Entdeutſchungspolitik einordnet. uf Grund 
des Urteils ergibt ſich folgende Berechnung: Für 3600 Hektar 
Pachtland wurden bisher im Durchſchnitt je 80 9 8 Pacht 
im Jahre gezahlt, ein in Oberſchleſien üblicher Satz. Jährlich 
wurden alſo insgeſamt (unter Außerachtlaſſung der Rück⸗ 
ſtände) 288 000 Zloty Pacht entrichtet. Für die Zeit von 
1924 bis 1935, alſo für einen elfjährigen Zeitraum, betrug 
demnach die zu zahlende Pacht etwa 3,17 Mill. Zloty. Wenn 
nun nach Meinung des Pleſſer Gerichts je Hektar nur 
12 1 1 zu zahlen waren, ſo bedeutet das, 185 im Laufe der 
11 Jahre von den Pächtern insgeſamt faſt 2,7 Mill. Zloty 
zu viel gezahlt worden ſind. Wenn weiter, wie das Gericht 
es beſtimmt, dieſe Summe auf die kommenden Jahre an⸗ 
gerechnet wird, ſo heißt das, daß die Pächter 40 Jahre lang 
überhaupt keine Pacht mehr zu zahlen haben. Das Urteil 
kommtalſo einer Enteignung des geſamten 
verpachteten Landes gleich. 

Der Vertreter des Fürſten von Pleß hat gegen das 
Urteil Berufung eingelegt. Ganz abgeſehen davon, 
daß die Anwendbarkeit des Pachtſchutzgeſetzes auf Oſtober⸗ 
ſchleſien fraglich iſt, iſt auf folgendes zu verweiſen: Das 
Urteil legt den Pachtzins je Hektar auf 12 Zloty feſt. Die 
fürſtliche Verwaltung hat aber je Hektar des verpachteten 
Landes allein an Grundſteuer und ſonſtigen Ab⸗ 
gaben jährlich 24 Zloty zu entrichten. Eine Durchführung 
des Urteils würde alſo bedeuten, daß die fürſtliche Ver⸗ 
waltung nicht nur 40 Jahre lang keine Einnahmen aus dem 
Pachtiand bezieht, ſondern jährlich auch noch 86 400 Zloty 
oder im Laufe des 40jährigen Zeitraumes faſt 3,5 Mill. 
Zloty an öffentlichen Abgaben zu zahlen hat. Daß das 
unmöglich ift, verſteht ſich von ſelbſt. 
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Litauiſche Geſchichten 


Der 1. Kongreß der Auslandslitauer in flauen 


Nach längeren Vorbereitungen fand in Kauen am 
11. Auguſt die erſte Tagung der Auslandslitauer ſtatt. Der 
Kongreß, der von dem 1932 gegründeten Verein zur 
Unterſtützung der Auslandslitauer ver⸗— 
anſtaltet wurde, war von etwa hundert Delegierten der aus— 
kandslitauiſchen Gruppen aus Lettland, Deutſchland, Eng— 
land, Frankreich, Italien, Spanien, den Vereinigten 
Staaten, Argentinien, Braſilien, Uruguay, Afrika und 
Mandſchukuo beſchickt. Mit dem Kongreß waren verſchiedene 
Sondertagungen, ſo für die auslandslitauiſchen Lehrer, 
verbunden. Am zahlreichſten war die litauiſche Gruppe aus 
den Vereinigten Staaten vertreten. Die Litauer aus Polen 
und der Sowjetunion konnten an der Tagung nicht teil— 
nehmen. Die in Deutſchland angeblich vorhandenen Litauer 
aber waren vertreten. Mit der Tagung war eine Aus- 
ſtellung verbunden, die einen Ueberblick über Stärke und 
Leben der Auslandslitauer vermitteln ſollte. 


Die Tagung begann mit einem politiſchen 
Skandal. Um die breitere Oeffentlichkeit an dem Er⸗ 
eignis teilnehmen zu laſſen, wurde die Eröffnungs- 
feier durch den Kauener Sender verbreitet. Der Sender 
ſah ſich jedoch veranlaßt, die Uebertragung der Begrüßungs— 


reden mehrfach zu unterbrechen und ſchließlich ganz ein- 


zuſtellen. Denn verſchiedene führende Leute der oppo⸗ 
ſitionellen Parteien benutzten die lange entbehrte 
Gelegenheit, ſich dem litauiſchen Volke wieder einmal ver— 
nehmlich zu machen, dazu, innerpolitiſche Fragen 
zu erörtern. Nach der Rede des Staatspräſidenten 
Smetona begrüßte z. B. der ehemalige litauiſche Staats— 
präſident Stulginſki, der ſeit Jahren politiſch kalt— 
N iſt, den Kongreß der Auslandslitauer in ſeiner 

igenſchaft als Präſident des ſeit 1927 auf⸗ 
gelöſten Parlaments; er ſtellte ſich in Gegenwart 
der Regierung als Vertreter der allein als geſetzlich an= 
zuſehenden Staatsinſtanz vor! Auch der letzte parlamen⸗ 
tariſche Miniſterpräſident, Slezevicius, der der 
Führer der oppoſitionellen Volksſozialiſten iſt und eine 
führende Rolle im Verband zur Unterſtützung der Auslands— 
litauer ſpielt, fiel aus der Rolle. Er griff, wie auch noch 
einige andere Redner, die Regierung ſcharf an. Von einem 
der Redner wurde ſogar die Beratung innerpolitiſcher 
Fragen Litauens durch den Kongreß gefordert Die Er⸗ 
öffnungsfeier wurde auf dieſe Weiſe beinahe zu einer 
regierungsfeindlichen Kundgebung der litauiſchen Oppoſi⸗ 
tionsparteien. Auf die Auslandslitauer muß das einen 
ſonderbaren Eindruck gemacht haben. Die Ueberzeugung, 
daß in Be Mutterlande alles in Ordnung iſt, haben fie auf 
dieſem Kongreß ſicherlich nicht gewonnen. Auch ſonſt ſind 
die Zuſtände, die fie in Litauen angetroffen haben, vor 
allem auf wirtſchaftlichem Gebiet, ſicherlich wenig geeignet 
geweſen, Vertrauen zu dieſem Staatsweſen, das ihre Heimat 
iſt, zu ſchöpfen. Die einzigen, die an der Politik ihres 
Mutterlandes vielleicht ihre Freude gehabt hätten, die 
a organiſierten Auslandslitauer, waren nicht 
geladen. 


Großmacht auf Schuhwichſe 

Vor kurzem wurde in Kauen und Moskau der 
15. Jahrestag des ruſſiſch-litauiſchen Frie⸗ 
densſchluſſes gefeiert. Die Reden, die anläßlich dieſer 
Feier gehalten wurden, legten Zeugnis ab von dem Zuſtand 
ſklaviſcher Unterwürfigkeit, in dem ſich die Kauener Re— 
gierung gegenüber den Machthabern des Moskauer Kreml 
befindet. Litwinow-Finkelſtein ſprach von Litauen 
als einem Lande, das durch ſeine geographiſche Lage dazu 
beſtimmt ſei, „eine Vormauer des Friedens in Oſteuropa“ (1) 
zu bilden. Baltruſchaitis, der litauiſche Geſandte in 
Moskau, verbeugte ſich devot vor der „unbegrenzten Macht“ 
der Sowjetunion, die „in den jetzigen traurigen Zeiten als 
das Hauptfundament des allgemeinen Friedens ſo unbedingt 
notwendig ſei“. Auch in Kauen wurden bei dieſer Gelegen⸗ 
heit ähnliche Reden gehalten. Hier nahm der bolſche⸗ 
wiſtiſche Statthalter Litauens, Genoſſe 
Karfſtki, die Huldigungen der regierenden Radfahrer ent⸗ 

gegen, die nach oben (vor Moskau) buckeln und nach unten 
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(auf das Memelland) treten. Der Rückhalt an Moskau, 
deſſen ſie ſicher zu ſein glauben, hat die Leute in Kauen 
ſchier größenwahnſinnig gemacht. Sie vergeſſen, berauſcht 
und verwirrt von den Verheißungen ihrer Moskauer 
Gönner, daß ſie über einen Staat von nur zwei Millionen 
Menſchen regieren. Sie wandeln in den Regionen der 
großen Politik wie der kleine Moſes im chriſtlichen Himmel. 
Und es iſt faſt ſymboliſch, daß ſie ihre Großmachtkomplexe 
ausgerechnet auf Schuhwichſe abreagieren. Eine litauiſche 
Firma macht auf den Doſen, in denen ſie dieſe Ware feil⸗ 
bietet, für ein größeres Litauen durch eine ſehr aufſchluß— 


reiche Kartenſkizze, die die politiſchen Hoffnungen der in 
Kauen regierenden Leute verrät, Propaganda. Die Zeich⸗ 
nung iſt freilich ſehr i die Maßſtäbe ſind reichlich 
verſchoben. Aber die Skizze läßt doch immerhin ſo viel 
erkennen, daß die betreffende Firma die Abſicht hat, die 
litauiſchen Schuhputzer für einen Staat zu begeiſtern, der 
mit feinem heutigen Gebiet noch den größeren Teil 
des Wilnakorridors, die Gegenden von Su⸗ 
walki, Grodno und Auguſtow und ſchließlich 
auch noch das nördliche Oſtpreußen bis 
Königsberg und Pillau vereint. Das mögen etwa 
die Wunſchgrenzen ſein, um derentwillen die Leute in 
Kauen ſich den Moskauer Bolſchewiken verſchrieben haben. 
Nicht daß es in Litauen Leute gibt, die derartige Hoffnungen 
hegen, iſt hierbei bedenklich, ſondern die Tatſache, daß es 
Moskau gelingt, mit ſolchen Hoffnungen den 
litauiſchen Staat zu einem Vorfeld ſeiner 
Angriffsſtellung gegen Europa zu machen. 


Kurkauskas beſtätigt die Wahlfälſchungen \ 

Die litauiſche Regierung hatte urſprünglich die Abficht, 

die Wahlen zum memelländiſchen Landtag am 29. Sep⸗ 
tember unter einem neuen, nach ſtändiſcher Manier auf⸗ 
gemachten Wahlrecht ſtattfinden zu laſſen. Die Ein⸗ 
führung eines ſolchen Wahlrechtes, das die Bekundung des 
nationalpolitiſchen Willens grundſätzlich ausſchließt, ſteht in 
ſtriktem Gegenſatz zu den einſchlägigen Beſtimmungen des 
Memelſtatuts. Zweifellos iſt der Verſuch, das geltende 
Wahlrecht in ſeinen grundſätzlichen Beſtimmungen außer 
Kraft zu ſetzen, geeignet, auf den Widerſpruch der Signatar— 
mächte zu ſtoßen. Mit Rückſicht darauf ſcheint die Regierung 
in Kauen nun dieſen Plan aufgegeben zu haben. Mit um ſo 
größerem Nachdruck treibt ſie dafür jedoch ihre ander⸗ 
weitigen Bemühungen um eine Verfälſchung des memel⸗ 
ländiſchen Volkswillens vorwärts. Das in Kauen in 
ruſſiſcher Sprache erſcheinende „Echo“ veröffentlichte kürz⸗ 
lich eine Unterredung mit dem litauiſchen Gouverneur des 
Memelgebietes, Kurkauskas, in deren Verlauf dieſer 
ſich über die Durchführung der litauiſchen Wahlfälſchungs⸗ 
manöver ausſprach. Bisher, erklärte Kurkauskas, ſeien 
von den durch feinen Vorgänger Navakas eingeſetzten Pa ß⸗ 
prüfungskommiſſfonen die Inlandspäſſe von 
etwa 30000 memelländiſchen Bürgern „nachgeprüft“ 
worden; und bei der „Nachprüfung“ habe man bisher ſchon 


11000 Päſſe entdeckt, die „ohne die erforderlichen Unter: 
lagen“ ausgeſtellt worden ſeien. Man muß es nun als ſicher 
annehmen, daß den Inhabern dieſer Päſſe das memel— 
ländiſche Bürgerrecht und damit auch das Recht, am 29. Sep— 
tember an der Wahl teilzunehmen, aberkannt wird, obwohl 
es ſich faſt durchweg um Perſonen handelt, die ſchon vor der 
Losreißung vom Deutſchen Reiche im Memelland anſäſſig 
waren und an allen früheren Wahlen ohne Beanſtandungen 
von litauiſcher Seite teilgenommen haben. Die Zahl der 
Inhaber der jetzt beanſtandeten Päſſe wird ſich bis zum 
Wahltag vorausſichtlich noch ganz erheblich erhöhen. 

Bei der Landtagswahl von 1932 wurden 52 868 deutſche 
Stimmen abgegeben. Auf die litauiſchen Liſten entfielen 
damals 11 961, auf die Splittergruppen ohne klares Volks- 
tumsbekenntnis 856 Stimmen. Das Beſtreben der litauiſchen 
Behörden geht dahin, die Zahl der deutſchen Wähler durch 
die Entziehung des Wahlrechtes möglichſt herunterzudrücken 
und auf der anderen Seite die litauiſche Wählerſchaft künſt— 
lich in die Höhe zu treiben. Das eine geſchieht durch das 
erwähnte Manöver mit den Inlandspäſſen und durch 
ähnliche, nicht minder rechtswidrige Mittel, das andere durch 
die unberechtigte Einbürgerung landfremden Geſindels von 
jenfeits der alten deutſch-ruſſiſchen Grenze. Wenn man 
(auf Grund litauiſcher Angaben) die Zahl der Deutſchen, die 
an der Ausübung ihres Wahlrechtes durch die „Paß— 


prüfungen“ und andere Maßnahmen der litauiſchen 
Stellen gehindert werden, mit 11 000 und die Zahl 
der rechtswidrig eingebürgerten Großlitauer mit 15 000 an⸗ 
nimmt, läßt ſich unter Zugrundelegung des Wahlergebniſſes 
von 1932 bei den bevorſtehenden Wahlen folgende 
Stimmenverteilung errechnen: 42 000 Deutſche gegen 28 000 
Litauer. Die Paßprüfung iſt nun aber durchaus nicht das 
einzige Mittel, mit dem die Litauer die deutſche Wählerſchaft 
zu dezimieren bemüht ſind. Es kommt hinzu die völlige 
Unterdrückung der Verſammlungs⸗ und 
Propagandafreiheit deutſchen Par— 
teien. Man braucht ſich nur einmal das „Memeler 
Dampfboot“ anzuſehen, um feſtzuſtellen, daß es dieſer 
einzigen, im Memelgebiet noch beſtehenden deutſchen 
Eee unter der Herrſchaft des Kriegszuſtandes und des 

uchthausgeſetzes völlig unmöglich iſt, auch nur den Verſuch 
einer Verteidigung deutſcher Volkstumsbelange zu unter— 
nehmen. Es iſt, wenn hier nicht noch ein gründlicher Wandel 
eintritt, alſo damit zu rechnen, daß die Zahl der deutſchen 
Memelländer, die am 29. September zur Wahlurne gehen 
können, noch weit unter die oben angegebene Zahl von 
42 000 ſinken wird. Daß ein Landtag, der unter ſolchen 
Bedingungen zuſtande kommt, nicht als Ausdruck des 
memeldeutſchen Volkswillens gelten kann, ſteht von vorn⸗ 
herein feſt. 


Oſtland⸗ Chronik 


Das Anlegerecht polniſcher Kriegsſchiffe im Danziger Hafen 


Der Danziger Senat und die polniſche Regierung ſind 
übereingekommen, die am 13. Auguſt 1932 abgeſchloſſene 
Vereinbarung über das Anlegerecht pol⸗ 
niſcher Kriegsſchiffe im Danziger Hafen 
auf die Dauer von drei Jahren zu verlängern. Ein ent— 
ſprechendes Protokoll wurde vom Senatspräſidenten 
Greiſer und dem diplomatiſchen Vertreter Polens, 
Pape, unterzeichnet. Die erwähnte Vereinbarung be— 
zieht ſich auf polniſche Kriegsſchiffe und andere, nicht 
Handelszwecken dienende polniſche Schiffe. Die polniſche 
Regierung iſt nach der Vereinbarung gehalten, zu Beginn 
jedes Jahres dem Danziger Senat auf amtlichem Wege die 
Namen derjenigen Schiffe mitzuteilen, die im Laufe des 
Jahres vom Danziger Hafen Gebrauch machen werden. Der 
diplomatiſche Vertreter Polens hat dem Senat bzw. dem 
Lotſenkommandanten des Danziger Hafenausſchuſſes die 
bevorſtehende Ankunft polniſcher Kriegsſchiffe ſpäteſtens bis 
18 Uhr am Tage vor dem Einlaufen unter Angabe der 
Schiffe ſowie des Zweckes und der Dauer des Aufenthaltes 
im Danziger Hafen mitzuteilen. Wenn der Beſuch der 
Schiffe aus wirtſchaftlichen Gründen (Ergänzung der Vor⸗ 
räte, Reparaturen) erfolgt, verzichtet der Danziger Senat 
auf den ſonſt üblichen Salut und offizielle Beſuche. Die 
Porſchriften der Hafenſanitätspolizei ſollen nicht für ſolche 
polniſche Kriegsſchiffe gelten, die unmittelbar aus polniſchen 
Häfen kommen. Zur Ueberwachung der Landurlauber der 
polniſchen Kriegsſchiffe dürfen mit Genehmigung des Dan⸗ 
ziger Polizeipräſidenten un bewaffnete Patrouillen entſandt 
werden. Wenn dieſe Genehmigung nicht erteilt wird, iſt die 
Ablehnung zu begründen. Im Falle von Meinungsverſchie⸗ 
denheiten ſoll der Völkerbundskommiſſar eine ſofort voll- 
5 Entſcheidung zu treffen berechtigt ſein, unbeſchadet 

es den Parteien u Berufungsrechtes an den 
Völkerbundsrat. Die Vereinbarung ſoll, wie erwähnt, auf 
weitere drei Jahre gelten. Sie ſoll als jeweils um drei 
Jahre verlängert gelten, wenn ſie nicht drei Monate vor 
Ablauf der Friſt gekündigt wird. 


Eine Hand voll Erde 


Bei Krakau wird zur Zeit ein Erdhügel zu Ehren 
des verſtorbenen Marſchalls Pilſudſki auf 
eſchüttet. Miniſter und Arbeiter, Generäle und Pfadfinder, 
olen und Juden nehmen an dieſer Aufſchüttung teil. Auch 
von den verſchiedenſten auslandspolniſchen Gruppen wurde 
Erde Gr dieſem Hügel gebracht oder geſchickt. So iſt u. a. 
auch Erde vom Annaberg von einer Abordnung des 
in Weſtoberſchleſien wohnenden polniſchen Volksſplitters 
dorthin gebracht worden. Kürzlich fand dann auch auf der 
Danziger Weſterplatte eine Feier ſtatt, bei der 


Erde für den Pilſudſki⸗Hügel in ein Säckchen geſchüttet 
wurde. Bei dieſer Gelegenheit hielt der Direktor des 
polniſchen Gymnaſiums in Danzig eine Anſprache, in der 
er u. a. erklärte: „Es hat ſich gut geſchickt, daß dieſe Erde 
aus Danzig, von der Weſterplatte, wo ein polniſcher Soldat 
ſteht, auf den Ehrenhügel für Marſchall Pilſudſki kommt. 
Dies zeugt von der Verbundenheit mit Polen und iſt ein 
Symbol der Einigkeit und des Einverſtändniſſes mit dem 
Danziger Polentum.“ Es iſt nicht ganz klar, wieſo die Tat— 
ſache, daß irgendjemand in Danzig eine Schippe voll Erde 
A del ein Zeichen der Verbundenheit Danzigs mit Polen 
ein ſoll. N 


Rückgang des Danziger Hafenverkehrs 

Der Danziger Hafenverkehr iſt im erſten Halb⸗ 
jahr 1935 im Vergleich zu derſelben Zeit des Vorjahres 
ganz erheblich zurückgegangen. Es betrug in Tonnen im 
1. Halbjahr 


1934 1935 
Einfuhr 235 317,8 294 965,8 
Ausfuhr 2 870 832,4 2 068 404,6 
Geſamtumſchlag 3 106 150,2 2 363 370,4 


Demnach iſt e Einfuhr über Danzig in der 
erwähnten Zeit um 59 648,0 Tonnen geſtiegen, was auf 
eine Zunahme der Einfuhr geringwertiger Maſſenartikel 
zurückzuführen iſt. Dagegen iſt die ſeewärtige Ausfuhr 
um 802 427,8 Tonnen zurückgegangen. Dieſer Rüd: 
gang iſt in der Haupt fache durch eine ſtarke Verringerung 
des polniſchen Kohlenexportes verurſacht worden. Der 
Kohlene 37 ort über den Danziger Hafen hat im erſten 
Halbjahr 1934 1,87 Mill. Tonnen, in der gleichen Zeit dieſes 
Jahres dagegen nur noch 1,11 Mill. Tonnen betragen. Ganz 
im Gegenſatz zu dieſer rückläufigen Entwicklung des Dan— 
ziger Hafens hat der Hafen von Gdingen weiter> 
hin eine Zunahme ſeines Waren umſchlags 
0 verzeichnen. Er iſt in den erſten ſechs Monaten dieſes 

ahres mit 3 489 514,1 Tonnen um 1126 143,7 Tonnen 
größer als der Danziger Umſchlag geweſen. Der geſamte 
ſeewärtige Außenhandel Polens iſt im erſten Halbjahr 1935 
zu drei Fünfteln über den Gdingener und nur noch zu zwei 
Fünfteln über den Danziger Hafen gegangen. Mit dem 
Hafenabkommen von 1933 läßt ſich dieſe Verteilung nicht 
vereinbaren. 


Wieder ein deutſcher Bauer enteignet 


Nachdem erſt vor kurzem ein deutſcher Beſitzer durch 
Anwendung des Vorkaufsrechtes von Haus 
und Hof vertrieben worden iſt, 185 ſich am 20. Juli ein neuer 
derartiger Fall ereignet. er Landwirt Heinrich 
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Arndt hatte im Jahre 1921 in Schwarzbruch (Kreis 
Thorn) eine 70 Morgen große Wirtſchaft gekauft. Das 
Bezirkslandamt in Graudenz machte im Jahre 1923 das 
Vorkaufsrecht geltend und ließ ſich im Jahre 1924 als Eigen⸗ 
tümer im Grundbuch eintragen. Arndt erkannte dieſe Ent⸗ 
eignungsmaßnahme nicht an. Darauf erhob der Fiskus 
gegen ihn Räumungsklage, die vom Appellationsgericht in 
horn gegen Arndt entſchieden wurde. Alle Vittgeſuche 
blieben erfolglos. Auch die Tatſache, daß in Genf vor dem 
Völkerbund die Anwendung des Vorkaufsrechtes durch 
den Fiskus für unzuläſſig erklärt worden iſt, 
konnte dem deutſchen Bauern ſeinen Beſitz nicht mehr retten. 
Am 20. Juli wurde Arndt aus ſeinem Beſitz heraus⸗ 
Ke Den ſeinerzeit von ihm gezahlten 
aufpreiserhälter nicht zurück. In ziviliſierten 
Ländern nennt man ſo etwas Diebſtahl. In Polen hat man 
andere Rechtsbegriffe. Die polniſchen Behörden laſſen ſich 
durch die deutſch⸗-polniſche Annäherungspolitik in der 
weiteren Anwendung ihrer alten Entdeutſchungsmaß⸗ 
nahmen nicht ſtören. Vielleicht äußert ſich die Polenbund⸗ 
preſſe einmal dazu. Zur Zeit ſchweben noch 48 weitere 
orkaufsprozeſſe, mit deren Entſcheidung zu un⸗ 
unſten der deutſchen Beſitzer man angeſichts der mangel⸗ 
haften Geſundung des polniſchen Rechtsempfindens rechnen 
muß. 


Ein Miniſter verſpricht, aber. 


Die Vorſitzenden der Deutſchen Arbeiter- 
gewerkſchaft und des Geſamtverbandesdeut⸗ 
ſcher Angeſtellten, Jankowſki und Koruſchowitz, find 
beim Miniſter für ſoziale Fürſorge in Warſchau wegen der 
fortdauernden, wirtſchaftlich nicht zu rechtfertigenden Ent⸗ 
laſſungen deutſcher Arbeiter und Angeſtell⸗ 
ter der oſtoberſchleſiſchen Induſtrie vorſtellig 
geworden. Der Miniſter hat auf die Beſchwerden u. a. 
geantwortet: „Das Miniſterium für ſoziale Fürſorge, wie 
auch die polniſche Regierung ſtehen auf dem Standpunkt, 
daß alle Arbeitnehmer ohne Unterſchied 
ihrer Volkszugehörigkeit gleichberechtigt 
zu behandeln ſind. Der deutſche Arbeitnehmer hat 
dasſelbe Recht wie jeder andere Staatsbürger.“ Der 
Miniſter ſagte ferner zu, alle ihm vorgetragenen Fälle einer 
unterſchiedlichen Behandlung deutſcher Arbeitnehmer zu 
prüfen und die oberſchleſiſche Induſtrie nachdrücklichſt darauf 
hinzuweiſen, daß bei Entlaſſungen und Neueinſtellungen 
nur nach ſozialen Geſichtspunkten zu verfahren iſt. Dieſe 
Zuſicherungen und Feſtſtellungen des Miniſters ſind ja an 
ſich recht erfreulich. Es hätte jedoch mehr intereſſiert, zu 
erfahren, was der Miniſter zu tun gedenkt, um ſeiner Auf» 
faſſung der Dinge bei Grazynſki und ſeinen Leuten Geltung 
zu verſchaffen. 


Die Arbeitslagerbewegung in Polen 
Nur zögernd hat ſich Polen entſchloſſen, ſich auch ſeiner⸗ 
ſeits die guten Ergebniſſe nutzbar zu machen, die andere 
Länder mit der Unterbringung ihrer jungen Mannſchaft in 
Arbeitslagern zu verzeichnen hatten. Da man ſich aber nach 
wie vor nicht entſchließen konnte, in dieſen Arbeitslagern 
etwas anderes als eine Notmaßnahme für erwerbsloſe 
Jugendliche zu ſehen, iſt die Zahl der beſtehenden Arbeits⸗ 
lager in Polen heute noch gering. Nach einer Mitteilung 
im Juliheft 1935 der „Internationalen Rundſchau der 
Arbeit“ gab es im Jahre 1934 in Polen 60 Lager 
davon 6 für junge Mädchen) mit insgeſamt 9000 
u gendlichen, die von der „Geſellſchaft zur Unter: 
Aorg Arbeitsloſer“ betreut werden, und rund 2600 
rbeitsdienſtwillige, die in der Wojewod⸗ 
ſchaft Schleſien von der dortigen Provinzialverwal⸗ 
tung in Lager zuſammengefaßt ſind. Die große Mehrzahl 
der im polnifchen Arbeitsdienſt ſtehenden N iſt 
bei Regulierungsarbeiten für die Weichſel und 
Warthe eingeſetzt, ie 10 v. H. werden beim Bau von Land⸗ 
ſtraßen und Fiſenbahnen oder in induſtriellen 
Werkſtätten beſchäftigt, und 5 v. H. find mit der Herſtellung 
von Sportplätzen uſw. beauftragt. Rund 100 junge Mädchen 
arbeiten in der Landwirtſchaft. Die Teilnahme am Arbeits⸗ 
dienſt iſt völlig e Gearbeitet wird täglich ſechs 
Stunden, während zwei Stunden der ſportlichen Ertüchti⸗ 
gung, militäriſchen Ordnungsübungen und dem ſtaats⸗ 
bürgerlichen Unterricht gewidmet ſind. 
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Jorlſchritte der polnischen Volksſplitter in Deutſchland 


Am 27. Juli fand in Ratibor die Bezirks⸗ 
verſammlung des Polenbundes ſtatt. Nach dem 
Bericht der Oppelner „Nowiny Codzienne“ berichtete der 
Bezirksvorſitzende Szezepaniak über die Entwicklung der 
polniſchen Arbeit in Deutſchland u. a. folgendes: Die Lage 
der polniſchen Bevölkerung in Deutſchland ſei „im Vergleich 
zur früheren Lage erträglicher geworden“. Die polniſche 
Bevölkerung habe „die gebührende Achtung erlangt“ und 
kämpfe erfolgreich um ihre nationalen Rechte. Ein greif⸗ 
barer Beweis dafür fei die Zuerkennung des Oeffentlichkeits⸗ 
rechtes an das polniſche Gymnafium in Beuthen. Mit dem 
Bau des zweiten Gymnaſiums für die männliche Jugend 
werde in Oſtpreußen, und zwar in Marienwerder, begonnen 
werden; die erſte höhere polniſche Lehranſtalt für Mädchen 
werde in Ratibor erſtehen. Auch auf wirtſchaftlichem Gebiet 
ſeien Erfolge zu verzeichnen. Die polniſchen Genoſſenſchaften 
begännen ſich nach einer ſchweren Zeit der Kriſe zu ent⸗ 
wickeln, und die Spitzenorganiſation, der Verband polniſcher 
Genoſſenſchaften in Deutſchland, habe das eigene Reviſions⸗ 
recht erhalten. Das polniſche Organiſationsleben erfahre 
von Monat zu Monat eine ſtärkere Belebung, wofür die 
prächtigen Tagungen, die in den letzten Monaten ſtatt⸗ 
gefunden hätten, ein Beweis ſeien. Vor allem laſſe ſich eine 
ſtarke nationale Bewegung unter der polniſchen Jugend 
bemerken, die treu den Spuren ihrer „heldenhaften Vor— 
fahren“ folge. — Die Leute vom Polenbund lieben es, um 
ſetz bei den Mitgliedern ihres Verbandes ins rechte Licht zu 
eben, die Fortſchritte, die im Leben der polniſchen Volks- 
ſplitter in Deutſchland zu verzeichnen ſind, ausſchließlich auf 
das Konto ihrer Arbeit zu buchen. Es gehört nicht viel 
Ueberlegung dazu, um zu erkennen, daß dieſe Arbeit erfolg⸗ 
los ſein würde, wenn auf deutſcher Seite nicht die Bereit⸗ 
ſchaft beſtände, den polniſchen Volksſplittern die Möglichkeit 
ihrer freien Entwicklung auf kulturellem Gebiet zu gewähren. 


Rückgang der Bevölkerungszunahme in Polen 
Die polniſche Preſſe iſt über den ſcharfen Rückgang 
der natürlichen Bevölkerungszunahme in 
Polen beunruhigt. Im erſten Viertel dieſes Jahres hat 
die Zunahme 75 158 Perſonen betragen, das ſind 18 000 
weniger als in der gleichen Zeitſpanne des Vorjahres. Im 
Jahre 1931 betrug der natürliche Bevölkerungszuwachs 
Polens 470 870 Perſonen, im Jahre 1934 nur noch 401 973 
Perſonen. Bleiben die Verhältniſſe ſo, wie ſie im erſten 
Quartal waren, ſo iſt im Jahre 1935 mit einem Zuwachs 
von nur noch etwa 300 000 Perſonen zu rechnen. Die 
Gründe dieſes Rückganges ſind verſchiedener Art. Zunächſt 
iſt zu berückſichtigen, daß ſich in Polen jetzt die Geburten: 
ausfälle der Kriegszeit bemerkbar zu machen be⸗ 
ginnen. Das iſt in Polen wegen des durchſchnittlich 
niedrigeren Heiratsalters etwas früher als in den mittel⸗ 
und weſteuropäiſchen Ländern der Fall. Dann aber iſt ganz 
im Gegenſatz zur bisherigen Entwicklung eine nicht un⸗ 
weſentliche Zunahme der Sterblichkeit feſtzuſtellen. 
Im erſten Viertel dieſes Jahres betrug die Sterblichkeits⸗ 
ziffer 17,7 aufs Tauſend, im Jahre 1934 dagegen nur 14,4 
aufs Tauſend. Ju dieſem Anſteigen der Sterblichkeitsziffer 
hat vor allem eine auffällig ſtarke Zunahme der 
Säuglingsſterblichkeit beigetragen. Von 100 Neu⸗ 
geborenen ſtarben im erſten Viertel dieſes Jahres 15,5. 
Hierin macht ſich zweifellos die allgemeine Ver⸗ 
chlechterung der Lebens bedingungen, unter 
der die breiten Maſſen der Bevölkerung Polens zu leiden 
haben, bemerkbar. Die anhaltende Kriſe, die nur in ge⸗ 
ringem Maße und nur vorübergehend durch konjunkturelle 
Beſſerungen ein wenig aufgelockert werden konnte, wirkt ſich 
in zunehmendem Maße lähmend auf die bevölkerungs⸗ 
politiſche Energie Polens aus. Sie trägt auch am Rückgang 
der Beburtenziffer einen weſentlichen Teil der Schuld. Dieſe 
Jaber betrug im Jahre 1931 noch 30,2 aufs Taufend, im 
Ah 1934 nur noch 26,5 aufs Taufend und ift weiter im 

inken. 


Emigrantenkaukionen 

Zu dem deutſch⸗polniſchen Abkommen über die Behand⸗ 
lung der Emigrantenkautionen wird noch mitgeteilt. daß die 
polniſchen Finanzämter die Herausgabe hinterlegter Wert⸗ 
papiere allgemein von der Rückgabe der Originalquittung 
abhängig machen. 


Polen als Kriegsgewinnler 

Die Vieh⸗ und Fleiſchpreiſe in Polen, vor 
allem in den meſtpolniſchen Gebieten, ſind in letzter ſind 
ſprunghaft geſtiegen. In Poſen⸗Pommerellen find 
binnen ganz kurzer Zeit für Speck uſw. Preisſteigerungen 
von 50 und mehr vom Hundert zu verzeichnen. Aus 
Meldungen der polniſchen Preſſe läßt ſich entnehmen, daß 
dieſe für die Landwirtſchaft gewiß erfreuliche Entwicklung 
mit den italieniſchen Rüſtungen egen 
Abeſſinien zuſammenhängt. Italien hat für die 
Verpflegung ſeiner Expeditionsarmee große Aufkäufe land⸗ 
wirtſchaftlicher Produkte in Polen getätigt. U. a. haben ſich 
italieniſche Vertreter auch an die Konſervenfabriken in 
Poſen, Bromberg und Lemberg wegen Lieferung von 
3% Millionen Buͤchſen Rindfleiſch gewandt. Der Auftrag 
ſoll von den Fabriken jedoch nicht angenommen worden ſein, 
weil ſie erſtens die Arbeit in der vorgeſehenen Zeit nicht be⸗ 
wältigen können und zweitens den italieniſchen Zahlungs⸗ 
verſprechungen nicht recht trauen. Andere größere Aufträge 
ſcheinen aber, wie die plötzlichen Preisſteigerungen verraten, 
angenommen worden 8. ſein. Gegenwärtig ſollen u. a. 
Verhandlungen wegen Belieferung des italieniſchen Heeres 
mit Schinken ſchweben. Zu gleicher Zeit hat in Abeſ⸗ 
finien als Käufer größerer Mengen von Uniformen 
in Polen gemeldet. Polen als Kriegsgewinnler. 


Die Vernichlung des polniſchen Waldes 


Der Krakauer „Ilustrowany Kurier Codzienny“ berichtete 
kürzlich über den Rückgang des polniſchen Waldbeſtandes. 
Er ſchrieb u. a.: „Wenn wir den Waldbeſtand von 1920 mit 
dem von 1935 vergleichen, ſo ſehen wir, daß Polen im Laufe 
von 15 Jahren gegen drei Millionen Hektar 
Wald verloren hat, was 30 v. H. des geſamten 
Waldbeſtandes ausmachi. Wenn wir in dieſem Tempo 
weitergehen, ſo ſtehen wir bald in dieſer Hinſicht am Ende 
der europäiſchen Staaten. Bereits jetzt rangieren wir hinter 
Schweden, Frankreich und Deutſchland, und es wird nicht 
mehr lange dauern, daß wir Holz aus dem Ausland ein- 
führen müſſen. Der 30prozentige Verluſt an Waldbeſtand 
i trauriger Beweis der chaotiſchen 
Wirtſchaft, die in unferer Waldpolitik 
herrſcht.“ 


Verhaftung eines ehemaligen Wojewoden 


In einem Warſchauer Hotel wurde der ehemalige 
Staroſt von Soldau, Dr. Adam Twardowſki, 
verhaftet. Der Graudenzer Staatsanwalt hatte wegen 


Unterſchlagung und Veruntreuung öffentlicher 


Gelder gegen dieſen polniſchen Beamten Haftbefehl 
erlaſſen. 


Arbeitstagung des BDO in Cham 


Am 28. und 29. Juli fand in Cham in der Oberpfalz 
eine Arbeitstagung des Bundes Deutſcher Oſten ſtatt, an der 
u. a. die Landesgruppenleiter des BDO, die Leiter der 
heimattreuen Oſtverbände, die Kreisleiter des Gaues 
Bayeriſche Oſtmark, Vertreter der Reichsjugendführung und 
der Studentenſchaft, örtlicher und zentraler Behörden, des 
BDW und des BDA teilnahmen. Nach den Tagungen des 
BDO in Frankfurt (Oder), Schneidemühl, Oppeln, Lauen— 
burg in Pom. und Allenſtein führte dieſe Tagung die Teil- 
nehmer in ein Gebiet, das ſich nicht nur in ſeinem landſchaft⸗ 
lichen Charakter, ſondern auch in ſeinen volks⸗ und grenz⸗ 
politiſchen Fragen in vieler Hinſicht von den nordöſtlichen 
Grenzgebieten unterſcheidet. Der Bundesleiter des BDO, 
Pg. Prof. Dr. Oberländer, der ſchon am Tage zuvor 
mit den Kreisleitern des Gaues Bayeriſche Oſtmark eine 
Schulungstagung veranſtaltet hatte, erſtattete nach der Be— 
grüßung der Tagungsteilnehmer durch den Landesleiter 
Bayern des BDD, Kreisleiter Dr. Bell, über die Tätigkeit 
der Bundesleitung während der letzten Monate Bericht. Er 
betonte, daß, wenn man auch von der VBayeriſchen Oſtmark 
ſpreche, die ſüdliche Oſtmark des Reiches immer das deutſche 
Oeſterreich bleibe. Er ſetzte ſich weiter mit jener 
theoretiſch überſteigerten Volkstumsideologie auseinander, 
die dazu neigt, die Realität des Staates zu überſehen. Es 
folgten die ausführlichen Lageberichte der Landes⸗ 
gruppenleiter des BDO. Dabei wurde für alle 
Abſchnitte der deutſchen Oſtfront ein Ueberblick über die 
derzeitige Tätigkeit der fremden Volksſplitter auf den Ge⸗ 
bieten des politiſchen und kulturellen Lebens ſowie eine 
Darſtellung der die deutſchen Grenzgebiete betreffenden 
Aktivität von ſtaatspolniſcher Seite gegeben. Beſondere Be⸗ 
achtung wurde der Arbeit des politiſchen Katholizismus 

ewidmet. Auch die Verhältniſſe in der evangeliſchen Kirche 
amen, ſoweit ſie die volkspolitiſche Arbeit an der Grenze 
berühren, zur Sprache. Der Landesgruppenleiter Sachſen 
des BDD, Kreisleiter Reiter, hielt einen grundlegenden 
Vortrag über die volkspolitiſchen Verhältniſſe der Lauſitz 
in Vergangenheit und Gegenwart. Mit größter Spannung 
folgten die Teilnehmer ſodann den Ausführungen des Gau⸗ 
inſpekteurs Pg. Ganninger der über den Kampf be⸗ 
richtete, den die NSDAP im Bereiche des Gaues Bayeriſche 
Oſtmark gegen die kataſtrophale wirtſchaftliche Not und den 
geiſtig⸗ſeeliſchen Druck der politiſchen Prieſterherrſchaft mit 
ſichtbarem Erfolge durchgeführt hat. (Ueber dieſe Rede ſowie 
über ein Referat des Direktors der Regentalbahn⸗AG, Pg. 
Fiſchl, das ſich mit den Verkehrsverhältniſſen in der 
Bayeriſchen Oſtmark befaßt, wegen Zeitmangels aber nicht 
mehr gehalten werden konnte, wird in der nächſten Folge 
des „Oſtland“ berichtet werden.) Zum Schluß ſprach als 
Vertreter des V Vg. Rückl über das ſudeten⸗ 


mittelt hat, ihren 


deutſche Vorfeld der Bayeriſchen Oſtmark, die politi⸗ 
ſchen, wirtſchaftlichen und kulturellen Verhältniſſe, unter 
denen im Lande der „klaſſiſchen Demokratie“ die dortigen 
Deutſchen den tſchechiſchen Volksdruck von den reichsdeutſchen 
Grenzgebieten fernhalten. — 89 0 einer Sonder⸗ 
beſprechung der Bundes- und Landesleiter des BDO 
und der heimattreuen Verbände über organiſatoriſche 
Fragen bildete ein Kameradſchaftsabend den Ab- 
ſchluß des erſten Tages. 

Der zweite Tag erſchloß auf einer Kraftwagenfahrt den 
Teilnehmern die einzigartige landſchaftliche Schönheit des 
Grenzlandes zwiſchen Cham, N Zwieſel und Regen. 
Als erſtes wurde die Grenzlandſchule Roßhof des 
Bundes Deutſcher Oſten beſichtigt Mitten in eines 
der reizvollſten Landſchaftsbilder führte die Fahrt nach 
Lam im Winkel und über den Brennes paß. In 
der Regenhütte unfern der Grenze bei Een 
war Gelegenheit, die Glasherſtellung, einen wichtigen In⸗ 
duſtriezweig des bayeriſchen Grenzlandes, kennenzulernen. 
Ein Abſtecher führte in die prächtige Bergwell des Großen 
Arber hinauf. Ein Beſuch galt der Fachſchule für 
Glastechnik und Holzſchnitzerei in Zwieſel. Als 
ein typiſches Beiſpiel des noch vielfach notleidenden Schul⸗ 
weſens der bayeriſchen Oſtmark wurden die beiden Schul ⸗ 
„ in Arnbruck beſichtigt, die ſich in einem be⸗ 
lagenswerten baulichen Zuſtand befinden. Ein Sonderzug 


der Regentalbahn brachte die Fahrtteilnehmer nach Teis⸗ 


nach, zu einem der größten Granitſteinbrüche des 
Bayeriſchen Waldes. In Viechtach fand die Fahrt und 
damit die Tagung, die die Kenntnis eines armen, aber 
ſchönen, eines lange vernachläſſigten, aber unter dem Zeichen 
des Hakenkreuzes heute tapfer kämpfenden Grenzlandes ver⸗ 
bſchluß. Der Dank, den der Bundesleiter, 
Pg. Oberländer, den Pgg. Bell und Blattner 
ſowie deren Kameraden, als den Vorbereitern und Gaſt⸗ 
gebern der Tagung, übermittelte, war allen aus dem Herzen 
geſprochen. 


Der Oſtdeutſche Heimatkalender 


den der Bund Deutjher Oſten für das Jahr 1936 
herausgibt, iſt ſowohl im Einzelbezug wie durch Sammel- 
beſtellungen über die Ortsgruppen erhältlich. In letzterem 
Bun beträgt der Preis 0,60 AM. Die e Ne des 

undes Deutſcher Oſten erhalten bei Sammeibeſiellungen, 
die über die Candesgruppen zu leiten find, Rabatt. Mit der 
Werbung für den Abſatz des Kalenders werden die Orts- 
gruppen gebeten, 8 zu beginnen Der Kalender wird 
vorausſichtlich Anfang September vorliegen. Im Einzel- 
bezug beirägi der Preis des Kalenders 0,0 KA. A. 


189 


N 


Wirtſchaftliches aus der Bayeriſchen Oſtmark 


Wirtſchaftlich geſehen, iſt die Bayeriſche Oſtmark ein 
vielſeitiges Gebilde. Sie hat einen großen Holz⸗ und Stein⸗ 
reichtum, Landwirtſchaft, vielerlei Induſtrien und birgt ver- 
ſchiedene Bodenſchätze. Im Süden der Bayeriſchen Oſtmark 
iſt die Landwirtſchaft vorherrſchend, während im Norden 
die Induſtrie dominiert. Hier iſt hauptſächlich die Por⸗ 
zellaninduſtrie vertreten; hier liegt das Zentrum der 
deutſchen Porzellaninduſtrie überhaupt, vertreten durch 
weltbekannte Werke wie Roſenthal, Hutſchenreuther und 
viele andere. Außerdem iſt hier auch die Textil⸗ 
induſtrie ſehr ſtark anſäſſig. Als ein Hauptinduſtriezweig 
muß die Stein induſtrie angeſprochen werden. Deren 
Betriebe verteilen ſich auf die ganze Linie des Grenzſtreifens 
von Hof bis Paſſau. (Im Nachfolgenden ſoll hauptſächlich 
von den eigentlichen Grenzkreiſen die Rede ſein.) Außerdem 
kommt als weſentlicher Wirtſchaftsfaktor die Ver wer⸗ 
tung des Holzreichtums hinzu. Soweit nicht 


Stamm- und Schnittware verſandt wird, erfolgt die Ver⸗ 


arbeitung für vielerlei Dinge. Bekannt ſind auch die im 
mittleren Teil des Grenzlandes liegenden Glashütten. 
Die Landwirtſchaft wirft im eigentlichen Bayeriſchen Wald 
mit ſeinem bis über 1500 m hoch anſteigenden Mittelgebirge 
nur karge Erträge ab. N 

Wie reizvoll die Landſchaft an Bayerns Oſtgrenze iſt, 
das war im übrigen Reich noch bis vor wenigen Jahren 
faſt gänzlich unbekannt. Erſt dem Nationalſozialismus 
blieb es nach der Machtübernahme vorbehalten, dieſes ſchöne 
Wander: und Ferienland zu erſchließen. Der im 
Vorjahre auf Veranlaſſung der Gauleitung gegründete 
„Gebietsausſchuß Bayeriſche Oſtmark“ hat 
bereits eine umfaſſende Propagandatätigkeit entfaltet, mit 
dem Ergebnis, daß der Fremdenverkehr, der dem Lande 
eine fühlbare Hilfe zu bringen vermag, ſchon ganz weſent⸗ 
lich gehoben werden konnte. Die Unterkunftsverhältniſſe 
und die Verpflegung wurden den heutigen Bedürfniſſen 
angepaßt, mit dem Vorzug großer ie Jedem deut⸗ 
ſchen Volksgenoſſen kann nur empfohlen werden, ſeinen 
Urlaub in der ſchönen Bayeriſchen Oſtmark zu verbringen. 
Es gibt unter den bisherigen Beſuchern, auch unter den 
„Kraft⸗durch⸗Freude“⸗-Fahrern, wohl keinen, der nicht be⸗ 
Boden und begeiſtert und als Künder der Schönheit der 

ayeriſchen Oſtmark von dort zurückgekehrt iſt. Erwähnt 
ſeien neben anderen örtlichen Feſtſpielen, die der Hebung 
des Fremdenverkehrs in wirkſamer Weiſe dienen, vor allem 
die alle Jahre in den Monaten Juli und Auguſt auf dem 
Felſenwunder Europas, der Luiſenburg bei Wunſiedel 
im Fichtelgebirge, zur Aufführung gelangenden reichswich— 
tigen Freilicht⸗Feſtſpielaufführungen, die 
ſeit nn von insgeſamt über 500 000 Menſchen bejucht 
wurden. 

Früher lag das Gebiet der Bayeriſchen Oſtmark dank 
dem Bündnis mit Oeſterreich-Ungarn, politiſch geſehen, in⸗ 
mitten deutſchen Landes. Heute iſt es gefährdetes Grenzland. 
Ehemals gingen zu dem befreundeten Böhmen und Oeſter⸗ 
reich die ſtärkſten Wechjelverbindungen hinüber und herüber, 
beſonders in wirtſchaftlicher Beziehung, getragen von dem 
ſtammesgleichen Volkstum diesſeits und jenſeits der ſtaat⸗ 
lichen Grenzen. Heute hat ſich das durch die Diktate von 
St. Germain und Verſailles grundlegend geändert. Der 
wirtſchaftliche Austauſchverkehr iſt ſo gut wie unterbunden, 
und die armen „Wäldler“ des ſüdlichen Teiles der Baye⸗ 
riſchen Oſtmark ſind ſeit Kriegsende ganz beſonders ſchlimm 
daran. Die Erwerbsmöglichkeiten waren derartig ſchlecht, 
daß viele tauſend Volksgenoſſen zur Abwanderung ge= 
zwungen waren, und es waren dies nicht die ſchlechteſten 
Elemente. Die Regierungen der verfloſſenen Syſtemzeit 
kümmerten ſich wenig um dieſes verlaſſene Gebiet; auch die 
bayeriſche Regierung, die ganz in den Händen der Baye⸗ 
riſchen Volkspartei (= Zentrum) lag, machte keine Aus» 
nahme hiervon. Es wurden zwar ſchöne Kirchen gebaut: 
aber zu ihnen ſtanden die miſerablen und überfüllten Schul⸗ 
häuſer in einem um ſo kraſſeren Gegenſatz. 

Die Wirtſchaft der Bayeriſchen Oſtmark hat bis vor 
einigen Jahren einen ganz erheblichen Anteil ihrer Pro⸗ 
duktion ins Ausland abgeſetzt. Durch die Verſchlechterung 
der meiſten ausländiſchen Valuten, die Erhöhung der Zoll⸗ 
mauern und die ſinkende Kaufkraft, ferner durch politiſche 
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und andere Gründe wurde der Exportanteil in den letzten 
Jahren ſehr ſtark herabgedrückt, trog großer Anſtrengungen, 
die wachſenden Schwierigkeiten zu überwinden. Die Be⸗ 
mühungen nach dieſer Richtung hin gehen unentwegt weiter, 
um den im Ausland verlorenen Boden ſobald als möglich 
wieder zurückzugewinnen. Aber es iſt unbedingt nötig, daß 
unter den veränderten grenzpolitiſchen Verhältniſſen das 
übrige Reich die Wirtſchaft des Grenzgebietes unterſtützt, 
nicht durch Subventionen, ſondern als Auftraggeber. Die 
fleißige und genügſame Bevölkerung weiß jeden Arbeits- 


auftrag, den man ihr gibt, beſonders zu ſchätzen. 


In bezug auf einige Induſtriezweige wäre folgendes zu 
ſagen. Die Holzwirtſchaft, die einen der Grundpfeiler 
des Wirtſchaftslebens der Bayeriſchen Oſtmark bildet, wäre 
durch bevorzugte Abnahme von Stamm- und Schnittware 
im übrigen Reiche zu unterſtützen, ferner durch Abnahme 
von aus Holz hergeſtellten Gegenſtänden, wie Drechſlerwaren, 
Holzflechtarbeiten, Holz. Haushaltswaren, Möbel und anderes. 

Die Por zellaninduſtrie beſchäftigt im Gebiet 
der Bayeriſchen Oſtmark viele tauſend Volksgenoſſen, die 
bisher jedoch entweder zu einem erheblichen Teil noch nicht 
wieder in den Arbeitsprozeß eingegliedert werden konnten 
oder zu einem erheblichen Teil noch in Kurzarbeit beſchäftigt 


find. Es werden Gebrauchsgeſchirre von der hochwertigſten 


rt bis zur einfachſten hergeſtellt, Kunſtfiguren aller Art, 
techniſche Porzellane uſw. Es ſei wiederum auf die welt⸗ 
bekannten Namen Roſenthal und Hutſchenreuther hin— 
gewielen. Eine weſentliche Vermehrung der Arbeitsmöglich— 
keiten ergäbe ſich, wenn die Haushaltungen und die Gaſt⸗ 
ſtättenbetriebe daran gingen, noch viele anzutreffende be⸗ 
ſchädigte Gebrauchsgeſchirre gegen Neubeſchaffung aus⸗ 
zutauſchen. Auch könnten die für die verſchiedenen Samm— 
lungen und großen Tagungen beſtimmten Abzeichen viel 
mehr als bisher in Porzellan ausgeführt werden. Auch von 
den Bedarfsdeckungsſcheinen für Eheſtandsdarlehen müßte 
ein größerer Teil für Porzellan verwendet werden. In bezug 
auf die Hebung des Exportes iſt eine intenſive und gut 
wirkende Auslandspropaganda mit Unterſtützung der im 
Ausland tätigen deutſchen Behörden- und ſonſtigen Stellen 
notwendig. 

Die Textilinduſtrie der Bayeriſchen Oſtmark 
liefert Gewebe aller Art in beſter Qualität. Das Zentrum 
dieſer Induſtrie befindet ſich hauptſächlich an dem wichtigen 
Eiſenbahnknotenpunkt Hof. Außerdem liefert die ſonſt noch 
in einem großen Teil des nördlichen Gebietes verbreitete 
Handweberei vorzügliche Erzeugniſſe in allen Spinn⸗ 
ſtoffen. Als Beſonderheit ſind zu erwähnen Tücher aller 
Art, Decken und Leinenerzeugniſſe. Die Glas bläſerei 
ſteht auf hoher Stufe, und die Kunſt- und Gebrauchsgläſer 
aus Frauenau, Spiegelau und anderen Orten ſind berühmt. 

Ein hervorſtechendes Merkmal des Grenzlandſtreifens 
au die auf der ganzen Linie von über 300 km liegenden 

etriebe der Steininduſtrie. Alle Größenkategorien 
von Großbetrieben bis zu ganz kleinen Unternehmungen 
ſind vertreten. Gewonnen und bearbeitet werden alle Arten 
von Steinmaterial, Faſſadenplatten, Säulen, Werkſteine für 
Brücken und Kanalbauten, Pflaſterſteine, Bordſteine, Boden⸗ 
belagsplatten, Grabſteine von der einfachſten bis zur reichſten 
Form, techniſche Steinkörper, wie Walzen, Säurebehälter 
uſw. Erzeugniſſe dieſer Induſtrie ſind in der ganzen Welt 
zu finden, beſonders was die veredelten Steinprodukte 
anbelangt, die durch Schleifen und Polieren Hochglanz er⸗ 
halten. Die Wiege der deutſchen Granitſchleiferei⸗ 
induſtrie liegt im Fichtelgebirge. Sowohl dort wie auch 
im Oberpfälzer und Bayeriſchen Wald liegen eine Menge 
Dörfer und kleine Städte, deren Bewohner faſt ganz oder 
überwiegend von der Beſchäftigung in der Stein induſtrie 
abhängig ſind. Auch dieſe Induſtrie iſt noch ungenügend 
beſchäftigt, wenn auch dankbar anerkannt wird, daß gerade 
durch die Initiative des Führers ſelbſt auch dieſe Induſtrie⸗ 
gruppe neuen Auftrieb erhalten hat. Bei der großen Ver⸗ 
wendung von Naturſteinen aller Art bei Partei: und 
Staatsbauten gelang es, auch bayeriſchen Oſtmark⸗Granit 
wieder zu Ehren zu bringen. Beiſpielsweiſe durfte die 
Oſtmark die große Menge von Bodenbelagsplatten für den 


Plat im 3 in München liefern, die dieſem monumentalen 


uſammenhang mit den Neubauten des Führer⸗ 


Platz im 


hauſes und des Verwaltungsgebäudes der NSDAP den ger. 


ſchloſſenen und wuchtigen Rahmen nach den Entwürfen des 
.verftorbenen Profeſſors Tro ſt geben werden. Auch für 
das Reichsparteitagsgelände in Nürnberg konnten ſolche 
Platten und andere Steinarbeiten geliefert werden. Leider 
wird aber Granit im Gegenſatz zu Beton bei Hochbauten 
der Behörden wie auch der Privaten noch viel zu wenig 
verwendet. Es iſt aber zu hoffen, daß die Verwendung von 
Beton bei den Bauten, bei denen ſie nicht angebracht iſt, 
zugunſten des Granits bzw. des Naturſteins wieder zurück⸗ 
gedrängt wird. Für viele Brückenbauten gibt es keinen 
ſolideren Bauſtoff als Oſtmark-Granit, und die Pflaſterſteine 
find ebenfalls von beſter Qualität. Entſprechend dem zu 
läuternden Geſchmacke des deutſchen Menſchen müßten in 
Zukunft auch mehr wie bisher Steinbildhauerwerfe, Pla⸗ 
ſtiten, Skulpturen an wichtigen Gebäuden angebracht 
werden. Im Zentrum des Fichtelgebirges, der kleinen Stadt 
Wunſiedel, befindet ſich die Granitbildhauer⸗ 
fachſchule. Es iſt dies die einzige Schule dieſer Art in 
Deutſchland, die auf ihrem Gebiete eine ähnlich maßgebliche 
Stellung einnimmt wie die Glasgewerbeſchule in Zwiefel im 
Bayeriſchen Wald für die Glasinduſtrie. Aus der Granit⸗ 
bildhauerfachſchule Wunſiedel gehen Jahr für Jahr vorzüg⸗ 
liche Kräfte hervor, die leider ihre erworbenen Kenntnifle 
bisher nur ſelten praktiſch verwerten konnten. „Die Her: 
ſtellung von Grabſteinen bildet einen ganz weſentlichen Teil 
der oſtmärkiſchen Steininduſtrie. Gerade bei Denkmälern, 
die Toten zum Gedenken und zur Ehrung geſetzt werden, 
ſollte dem erdgewachſenen Naturſtein der Vorzug gegeben 
werden. Leider beeinträchtigen die Friedhofsbeſtimmungen 
gegen Granit⸗- Grabdenkmäler und die Bevorzugung von 
Kunſtſtein die Steininduſtrie noch außerordentlich. Für die 
künftige Erbauung der vielen vorgeſehenen Siedlungshäuſer 
wäre es angebracht, den Eingang und die Treppe in Oſt⸗ 
mark⸗Granit auszuführen. Gegenüber den bisher verwen⸗ 
deten Stoffen, wie Holz und Beton, würde das nur ganz 


geringe Mehrkoſten verurſachen. Auch eine Reihe von 


Marmor vorkommen befindet ſich im nördlichen Teil 
der Bayeriſchen Oſtmark. Sie ſind noch viel zu wenig 


bekannt, trotzdem fie in hervorragender Weiſe für Außen- 


und Innenarchitektur zu verwenden ſind. Eines der wenigen 
Vorkommen Deutſchlands an kriſtalliniſchem Marmor be⸗ 
findet ſich bei Wunſiedel. | 
Die vorstehenden Ausführungen geben nur einen kleinen 
Ueberblick über die wirtſchaftlichen 1 der Baye⸗ 
riſchen Oſtmark und deren Not. Dieſes Gebiet hat in 
Bayern und darüber hinaus noch immer die höchſten 
Arbeitsloſenziffern aufzuweiſen. Die übrigen Reichsgebiete 


könnten durch den Kauf bayeriſcher Oſtmarkerzeugniſſe den 
wirklich nicht verwöhnten Bewohnern des oſtmärkiſchen 


Notſtands⸗ und Grenzgebietes weſentliche Hilfe bringen, fie 
könnten dem genügſamen, ſparſamen, fleißigen und treuen 
Stamm der Oſtmarkbewohner wieder zu einem beſſeren 
Daſein verhelfen, deren Seßhaftmachung fördern und damit 
einen ſtarken Wall an der Grenze zu errichten, der auch dem 
volksdeutſchen Vorland jenſeits der Grenze eine ſtärkere 
Rückendeckung ſein könnte. Im Zuſammenhang damit darf 
erwähnt werden, daß gerade die Bayeriſche Oſtmark immer 
mit die höchſten Prozentſätze in Deutſchland bei national; 
ſozialiſtiſchen Wahlen und Abſtimmungen aufgewieſen und 
dadurch ihre Treue und Verbundenheit zum u be⸗ 
wieſen hat. Im Rahmen der e irtſchaft 
wurde im Zuſammenhang mit den großen Arbeitsbeſchaf⸗ 
fungsmaßnahmen des Führers eine weſentliche Beſſerung 
auch für die Bayeriſche Oſtmark erzielt. Die dortige Be⸗ 
völkerung erkennt dies dankbarſt an. Es iſt aber auch not⸗ 
wendig, daß das übrige Reich die noch beſtehende Not dieſes 
Gebietes erkennt und deſſen Menſchen durch Aufträge Arbeit 
gibt. Keiner iſt ſo dankbar hierfür wie der Bewohner der 
Bayeriſchen Oſtmark. Carl Bauriedel, 
Wunſiedel (Fichtelgebirge). 
Kreisfachberater für Grenzwirtſchaftsfragen. 


Wanderungen im Oberpfälzer Wald 


In dem Reliquienſchrein meiner Reiſeerinnerungen hat 
die ſtille Ober 1 alz ihren Ehrenplatz. Das iſt nicht die 
fröhliche „Weinpfalz“ über dem Rhein, das Land der 
Deidesheimer und Edenkobener Rebenhügel, wie viele 
glauben. Die „Steinpfalz“ iſt's, das Land der Wehr⸗ 
burgen, das ſich zwiſchen Fichtelgebirge und Böhmerwald 
breitet und gleichſam das Herzſtück des großen Urgebirgs- 
zugs bildet, der von den Quellen des Mains und der Saale 
ur Donau hinab bis zum „Deutſchen Eck im Oſten“ bei 
Paſſau gleitet. 

Es iſt das Land der noch heute ungerodeten Urwälder, 
die vom alten Völkertor an der Further Senke nordwärts 
über Granitkämme und Baſaltkuppen emporklettern und wie 
ewiggrüne Wellen das tauſendjährige Siedlungsgebiet zu 
ihren Füßen umſpülen. Und allen Wanderfrohen, Ent⸗ 
deckern und Forſchern ſei's geſagt: Solange ſie nicht herz⸗ 
offen ihren Weg in dieſe vergeſſene, ſchöne Welt gefunden 
haben, wiſſen auch die Weitgereiſten und Vielerfahrenen 
unter ihnen nicht, was im wahrſten und tiefſten Sinne echte 
deutſche Heimat iſt. Hier iſt das Urbild einer ausgeglichenen 
deutſchen Kulturlandſchaft. Hier iſt zugleich das Urland 
deutſcher Romantik: die Maienwelt, die Eichendorffs 
„Taugenichts“ durchzog, die Fantaſienwelt Ludwig Richters, 
und in den Straßen und Winkeln der Städte und Dörfer 
iſt heute noch lebensvolle Wirklichkeit, was Spitzweg und 
Moritz von Schwind vor uns geſehen und gemalt haben und 
was die meiſten nur noch auf den beſtaubten Bildern der 
Muſeen bewundert, belächelt oder als eine glücklichere Zeit 
zurückerſehnt haben. ö 
Einmalig iſt dieſe Gegend und keiner anderen vergleich⸗ 
bar: man möchte fie „die anmutigſte Landſchaft“ Deutſch— 
lands nennen. Ja, das von Goethe ſo gern gebrauchte, gar 
‚Sehr in Vergeſſenheit geratene Wort „anmutig“, hierher paßt 
es, dieſes Wort, das ſich zwiſchen die Begriffe herb und 
heiter, ſtolz und ſchlicht, lieblich und wa ſchiebt, von 
allen etwas aufzeigt und doch mehr: eben die Anmut. 
. Ewig unvergeſſen ein Bild wie diefes: Ruine Floſſen⸗ 
bürg, der „Hohentwiel der Oſtmark“. Wie der Finger 
Gottes ſteht dieſe alte Hohenſtaufenveſte in der Landſchaft, 


bringenden 0 


hochragend über den kleinen Weiler im Tal, immer und 
überall ſichtbar und doch unerreichbar ſcheinend in ihrer 


en am Grenzkamm. Jahrhundertelang trotzte fie 


im Abwehrkampf gegen Oſten, bis die Schwedenſtürme des 
30jährigen Krieges ihre Mauern zerſtörten. Aber als groß— 
artige Ruine gibt ſie der Landſchaft heute noch Leben, und 
hünenhaft⸗trutzig, umweht von altgermaniſchem, ritterlichem 
Geiſt, ſchaut der alte Wohnturm mit dem ſchützenden Hohen 
Mantel vom kühn aufſteigenden Granitkamm auf den zer⸗ 
fallenen Burghof herab. Das Spiegelbild taucht in den 
Silberſee der ſich hell wie ein Hermelin zu Füßen einer 
von dunklen Wäldern umrahmten, ſanft emporſteigenden 
Bergwieſe hinſchmiegt, ſilberner Vorplatz der allerſchönſten 
Veſte der Oberpfalz. = Su tan " 

Der Blick vom Burgſöller umfaßt weit den friedevollen 
Grenzgau ringsum und ſenkt ſich im Oſten hinab in die 
Böhmiſche Ebene, aus der die ſudetendeutſchen Weltbäder 
Franzensbad und Marienbad und die Wallen⸗ 
ſteinſtadt Eger heraufgrüßen. Wechſelvoller iſt die Sicht 
gegen Weſten, „ins i Da tauchen die Baſalt⸗ 
kuppen des Rauhen Kulm und des Parkſtein auf, 
den Alexander von Humboldt das „ſchönſte Baſaltgebilde der 
Welt“ nannte, und der Roſenquarzfelſen von Pleyſtein mit 
feinem Wallfahrtskirchlein. Aus unendlichen Tannen⸗ 
wäldern, zwiſchen hohen Buchen- und Eichendomen, ragen 
der Fahrenberg, der Reichenſtein auf und der 
faſt 900 m hohe mattenreiche Gipfel des Grenzkammes. Die 
Silberhütte, ein neues, ſchmuckes Schutzhaus, ſteht hier 
oben über längſt verfallenen Silbergruben und Glashütten, 
noch immer vom blitzenden Staub des Glimmerſchiefers 
umweht. 

ö e ſteigt die Waldnaab vom Silberhütten⸗ 
kamm ins Tal, gleichnamige Schweſtern, Heiden⸗ und 
Fichtelnaab, ſtrömen ihr zu e wie ſilberne 
Adern das Land, durch das einſt die „Goldene Straße 
führte: ſo nannte man in reicher Vergangenheit den alten 
Handelsweg Nürnberg Eger Prag wegen feines gewinn⸗ 
Viele Burgen, verwitterte Hüter ver⸗ 
rönen noch heute den ganzen Gau bis zur 
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ſunkener Pracht, 


ſchönen Babenberger Münzſtätte Nabburg hinunter. Ob 
Leuchtenberg oder Murach, Trausnitz i. Tal 
oder Wernberg, Weißenſtern oder Falken⸗ 
berg, jede Ruine hat ihr beſonderes Bild und zieht den 
Beſucher in ihren eigenen Bannkreis. Jede aber ſcheint wie 
eine ewige Kerze von Stein über das grüne Land zu leuchten 
und die Harmonie von Gottes- und Menſchenwerk in der 
Schöpfung darzutun. 


Ueberall der gleiche Einklang: hier in den kleinen, um 
ihr Rathaus geſcharten Städten und Dörfern, dort in den 
großen Wäldern mit ihren maleriſchen Kapellen, auf den 
Feldwegen mit ihren geſchmückten Totenbrettern und vor 
allem in den im Glanz heiteren Barocks prangenden Kirchen 
und Klöſtern. Um das am tiefſten zu fühlen, muß man in 
das einſt fteinreiche Stiftsland von Waldſaſſen ziehen 
und zu der berühmten Kloſterkirche dieſes alten Siedlungs— 
und Kulturzentrums, das Kunſtſchätze vieler Jahrhunderte 
birgt. Oder hinaufſteigen zur Paßhöhe, wo die Kappel, die 
dreitürmige, orientaliſchprächtige Wallfahrtskirche, den 
Kammweg beſchirmt. Oder eintreten in die Häuſer der 


kunft. 


Grenzbewohner, dieſes ſchlichten, frommen, bodenverwurzel⸗ 
ten Menſchenſchlages, der mit Gaſtfreundſchaft in des 
Wortes tiefſter Bedeutung jeden Fremden willkommen heißt, 
und ihn wahrhaft „bewirtet“. 


Faſt überall findet der Wanderer gute, billige Unter⸗ 
In Waldſaſſen und Waldmünchen, auf 
Schutzhaus Silberhütte und in Weiden, dem Tor 
zum Oberpfälzer Wald an der Strecke Berlin Regensburg 
— München, kann aber auch der verwöhntere Reiſende 
Standquartier nehmen. Es findet jeder, was er ſucht, und 
ſicher mehr, als er hier vermutet. Wer ſeine Wanderung in 
dieſem Bergland beginnt, glaubt ſchon nach der erſten 
Stunde, daß er in die Ruhe und Stille des Paradieſes ein- 
getreten iſt, ſo daß ſich hinter ihm die eiſernen Tore einer 
haſtenden Welt geſchloſſen haben, die ſchließlich doch nicht 
ſeine Welt iſt, und wenigſtens für eine kurze Wanderzeit nicht 
ſeine Welt zu ſein braucht. Woher er auch kommen mag, 
er fühlt ſich nicht fremd, und wohin er auch wandert, immer 
iſt es ihm, als ginge er geradenwegs feiner Heimat zu. 
Dr. A. L. von Schellwitz-Ueltzen. 


Buchbeiprechungen 


-  Singendes Volk. 
Wolhynien. Herausgegeben von Kurt 
Klatt; muſikaliſche Bearbeitung von Reinhard Nitz. 
Poſen 1935, Hiſtoriſche Geſellſchaft für Poſen. (Oſtdeutſche 
Heimathefte, herausgegeben von Viktor Kauder, Band 4). — 
Es gibt Leute, welche meinen, unſer Oſten habe kein eigenes 
Volkslied. Mag ſein, daß vieles heute vergeſſen iſt, manches 
wird ſicher noch zu entdecken ſein bei eifrigem Forſchen. 
Aus Pommern, Weſtpreußen, Brandenburg, Schleſien ſind 
jahrhundertelang deutſche Siedler oſtwärts gezogen, nach 
Poſen und weiter nach Mittel- und Oſtpolen. Und in dieſen 
deutſchen Siedlungen Kongreßpolens und Wolhyniens, die 
abſeits von der Ziviliſation, unangefochten von der wirt⸗ 
ſchaftlichen Entwicklung des 19. Jahrhunderts, ihre bäuer⸗ 
lichen Daſeinsformen bewahrten, hat ſich auch altes deutſches 
Volksliedgut lebendig erhalten. Gewiß iſt es auch hier ſchon 
in Bedrängnis: aber noch iſt ein reicher Schatz zu heben. 
Einen Vorgriff in die Schätze, die hier noch zu finden ſind, 
bedeutet die neue Sammlung von Kurt Lück in Poſen und 
Robert Klatt in Sompolno. An dieſer kleinen Auswahl aus 
einer größeren Sammlung wiſſenſchaftlicher Art haben 
Koloniſten, Jungbauern und Arbeiter mitgeſchaffen; Rein: 
hard Nitz in Poſen hat die Lieder unter o der auf⸗ 
gezeichneten Weiſen muſikaliſch bearbeitet. So iſt ein kleines 
Liederbuch von unmittelbarer Friſche entſtanden, das vom 
Geiſt der Jugendſingbewegung getragen iſt und ſeinen Weg 
in die Singkreiſe finden und damit an der Belebung des 
Singens auch im deutſchen Volke Poſens und Pommerellens 
mitwirken wird. Doch auch unſeren Singkreiſen im Oſten 
des Reiches wird dies Heft eine willkommene Gabe ſein. 
Wir ſuchen heute das bodenſtändige oſtmärkiſche Lied. Hier 
iſt es: kein Kampflied der e e aber beſtes Liedgut 
aus der Vergangenheit: Neujahrslieder und Tänze, 
Balladen, Liebeslieder, Schnurren und Kinderverſe, hoch⸗ 
deutſch und mundartlich: ſchpäbiſche, ſchleſiſche, Niederunger 


Lieder find da, beſonders häufig iſt das oſtpommerſch— 
Viele Lieder ſind ſonſt kaum 
bekannt; von andern oft geſungenen (3. B. Es waren zwei 


neumärkiſche Platt zu finden. 


Königskinder) findet man hier neue Weiſen oder auch platt— 
deutſche Faſſungen. Alſo: Vornehmen und mitſingen! 


Volk in Kelten. Das Erbe von Trianon. Von Rudolf 


Schricker. Batſchari-Verlag G. m. b. H., Berlin 1935. 
Schrift von Schricker iſt eines der wenigen deutſchen 
Bücher, die ſich mit der ſlowakiſchen Frage befaſſen. Dieſe 
Frage hat für Deutſchland bisher noch immer im Schatten 
räumlich näher gelegener, die deutſche Stellung in Europa 


unmittelbarer berührender Probleme geſtanden. Es iſt jetzt 


an der Zeit, daß ſich die Aufmerkſamkeit der deutſchen 
Oeffentlichkeit und Politik in verſtärktem Maße dieſer Frage 


zuwendet. Wenn die ſlowakiſche Angelegenheit die Belange 


weier Nachbarn Deutſchlands, Polens und der Tichechei, 


direkt berührt, wenn dieſe Angelegenheit in der Politik 
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reunde ebenſo wie in den 


Volkslieder aus Kongreßpolen und 
Lück und Robert S 


Seiten. Mit 16 Karten und Bildern. — Die vorliegende 


politiſchen Kalkulationen der nach Weſten ausgreifenden 
ſowjetunion eine bedeutſame Rolle ſpielt, dann können die 
raum-, volks⸗ und machtpolitiſchen Probleme, die die Slo— 
wakei aufwirft, auch für. Deutſchland nicht gleichgültig und 
nebenſächlich ſein. Von dieſem Geſichtspunkt aus iſt das 
Buch Rudolf Schrickers zu begrüßen. Es beſchäftigt ſich in der 
Hauptſache mit der volkspolitiſchen Seite der flowakiſchen 
Frage. Es iſt vor allem dazu beſtimmt, das Märchen von 
der Exiſtenz einer „tſchechoſlowakiſchen Nation“ bloßzu— 
ſtellen, mit dem es Maſaryk und Beneſch W gelang, 
ihrem auf Lüge und Verrat gegründeten, durch Terror und 
Scheinheiligkeit beſtehenden Staate die Slowakei und Kar⸗ 
pathenrußland einzuverleiben. Durch zahlreiche Tatſachen 
und Zitate werden die Methoden beleuchtet, mit denen die 
Tſchechen die Welt über den Charakter des ſlowakiſchen 
Volkes getäuſcht und dieſes Volk ſelbſt trotz feierlicher Ver— 
ſprechungen und Verträge um ſein nationales Eigenleben 
betrogen haben. Und auf der anderen Seite wird der Wille 
des ſlowakiſchen Volkes, ein eigenes nationales Leben zu 
ſiowalf an zahlreichen Beiſpielen erhärtet. So ſehr die 
lowakiſche Frage die ungariſche Reviſionsfrage berührt, iſt 
ſie doch nicht notwendigerweiſe mit dieſer identiſch. Dr. K. 


Deutiches Grenzland Oſtpreußen. Land und Volk in 
Wort und Bild. Von Dr. W. Franz und Dr. E. Krauſe. 
weite Auflage. Verlag Morgenroth Nachf. G. H. Boettcher 
m. b. H., Pillkallen, Oſtpreußen, 1935. 272 Seiten mit 
154 künſtleriſchen Bildern. — Das Buch ſtellt ſowohl textlich 
wie durch ſeine ausgezeichneten Bilder, die ſämtlich nach 
Aufnahmen von Erich Krauſe in Kupfertiefdruck repros 
duziert ſind, eine weſentliche Bereicherung der Oſtpreußen⸗ 
literatur dar. Die oſtpreußiſchen Landſchafts- und Menſchen⸗ 
typen ſind von Franz im Text und von Krauſe im Bild 
ebenſo ſachlich wie friſch und lebendig dargeſtellt. Die Viel⸗ 
heit der deutſchen Stämme, die in Mundari, Siedlungs⸗ und 
Bauformer ſich ausdrückt. die Stadte, Broensvurgen und 
Kirchen, die die deutſche Geſchichte des Landes bezeugen, die 
Wälder, Seen und Dünen, die lieblichen Täler und die 
Weiten der Niederung, die fruchtſchweren Böden der Pregel⸗ 
landſchaft und die ertragsarmen Flächen Mafurens. das 
alles wird durch Text und Bild, die gleichwertig neben— 
einander geſtellt ſind, zu einem ungemein eindrucksvollen 
Gemälde des oſtpreußiſchen Landes zuſammengefügt, das 
ſicher auch dem, der ſelber das Land noch niemals geſehen 
hat, eine lebendige Vorſtellung zu vermitteln vermag. Dem 
aber, der in Oſtpreußen beheimatet iſt, wird es ein rechtes 
Heimatbuch ſein. Dr. 


Wer kennt 
die jetzige Anſchrift des Herrn 
Hermann Henke, früher Frauen⸗ 
dorf bei Pempowo, ſpäter Ober⸗ 
amtmann in Baſchkow, Kreis 
Krotoſchin. Nachrichten unter 
Nr. 3175 au das „Oſtland“. 
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